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Vorwort. 

Die nachfolgenden Verwaltungsrechtsfälle habe 
ich zunächst zum eigenen akademischen Gebrauch 
zusammengestellt. Die grössern, schwierigem Auf- 
gaben sind in den verwaltungsrechtlichen Ue- 
bungen, die ich an der Universität Tübingen 
abgehalten habe, von den Teilnehmern schriftlich 
entschieden worden. Die kleinern Fälle haben als 
juristisches Anschauungsmittel gedient in einer 
neben der theoretischen Vorlesung über Deut- 
sches Verwaltungsrecht angekündigten Diskussions- 
stunde. Die Fälle betreffen allgemeine Fragen des 
Verwaltungsrechts; sie sind nicht auf ein be- 
stimmtes partikuläres Recht zugeschnitten. Mit 
ihrer Ausarbeitung habe ich bezweckt, die Stu- 
dierenden zu praktischer Verwertung ihrer Kennt- 
nisse und zu einer streng juristischen Behand- 
lung des Verwaltungsrechtes anzuleiten. 

Oktober 1908. 

Fritz Fleiner. 



Digitized by Google 



1 



1. 

Der Kläger A hatte im Jahre 1900 ausserhalb 
der Stadt B in seinem Garten ein Landhaus ge- 
baut, das ihm und seiner Familie als Wohnung 
diente. Im Jahre 1902 wurde dicht neben der 
Liegenschaft des Klägers ein Militärschiessplatz 
angelegt, auf welchem die Truppen regelmässig 
Schiessübungen abhielten. Als der durch das 
Schiessen verursachte Lärm dem Kläger unerträg- 
lich wurde, und als verirrte Kugeln täglich die 
Sicherheit der Personen bedrohten, die den Gar- 
ten besuchten, wandte sich der Kläger an die Po- 
lizei. Diese erliess eine Verfügung »an den Mili- 
tärfiskus zu Händen des Kommandanten zu B«, 
worin sie der Militärbehörde verbot, »die Liegen- 
schaft des A mit Geschossen zu bewerfen«. Gleich- 
zeitig untersagte die Polizei durch amtliche Be- 
kanntmachung den Insassen der erwähnten Lie- 
genschaft und allen andern Personen, einen ge- 
nau bezeichneten, besonders bedrohten Streifen 
des Gartens während der Schiessübungen zu be- 
treten. Das Verbot sollte jedoch dahinfallen, so- 
bald die Militärbehörde die gerügten Uebelstände 
beseitigt haben würde. Dieser Verfügung wider- 
sprachen sowohl der Eigentümer A, wie die Mi- 
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litärbehörde. A beschloss überdies, gegen den 
Militärfiskus direkt auf dem Wege des Zivilpro- 
zesses vorzugehen und den Eingriff in sein Eigen- 
tum zurückzuweisen. — Es ist ein Gutachten zu 
erstatten, das alle Seiten des Streitverhältnisses 
erörtert. 

2. 

Der Eigentümer eines grossen Restaurations- 
lokales stellte, um eine Schankkonzession zu er- 
halten, die ihm sonst verweigert worden wäre, 
der zuständigen Behörde der Stadt eine Urkunde 
zu, worin er sich verpflichtete, in seinem Restau- 
rationslokale weder musikalische Aufführungen, 
noch Tanzbelustigungen zu dulden. Er versprach 
ferner, bei jeder Zuwiderhandlung M. 100 an die 
Stadtkasse zu entrichten. Nach Empfang dieser 
Urkunde fertigte die Behörde dem Restaurateur 
die Schankkonzession zu und erteilte ihm über- 
dies die Erlaubnis, im Sommer das breite, vor 
dem Restaurationslokale gelegene Trottoir zu Re- 
staurationszwecken benützen und durch ein Zelt- 
dach vor den Sonnenstrahlen schützen zu dürfen 
— alles aber unter dem Vorbehalt, dass ein aus- 
reichender Trottoirstreifen für den allgemeinen 
Verkehr frei gehalten werde. Allein in der Folge 
kam es zu Streitigkeiten. Der Restaurateur ver- 
anstaltete, um seinem Geschäft die nötige Kund- 
schaft zuzuziehen, in seinem Lokale musika- 
lische Aufführungen. Zur selben Zeit aber be- 
hauptete der Nachbar, ein Juwelier, der Be- 
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trieb der Restauration auf dem Trottoir sei 
dem Verkehr auf jener ganzen Strassenseite hin- 
derlich ; das Zelt verdecke die Aussicht auf seinen 
Juwelierladen und füge ihm dadurch grossen 
Schaden zu. Die Behörde schritt ein. Sie ver- 
langte zu vier verschiedenen Malen vom Re- 
staurateur wegen Uebertretung des Musikver- 
botes je 100 M. Als sie aber zum fünften Male 
die Bezahlung von M. 100 verlangte, machte der 
Restaurateur geltend, die von ihm seiner Zeit 
ausgestellte Urkunde sei ungültig. Sie enthalte 
einen Verstoss gegen die Gewerbefreiheit und ge- 
gen die guten Sitten. Andrerseits aber schickte 
sich der Juwelier an, auf dem Wege des Civil- 
prozesses die Entfernung des Zeltes und ein Ver- 
bot des Restaurationsbetriebes auf dem Trottoir 
zu erwirken. 

Zu untersuchen ist, ob die Ansprüche des 
Restaurateurs und des Juweliers materiell be- 
gründet sind und in welchem Verfahren sie zur 
Geltung gebracht werden können. 

3. 

Nachdem die zuständige Behörde dem X. die 
Konzession zur Eröffnung einer Privat- (Primär-) 
Schule versagt hatte, Hess X. an sein Haus eine 
kleine Turnhalle anbauen und begann, darin min- 
derjährigen Knaben Turnunterricht zu erteilen. 
Allein die Baupolizeibehörde, die den X. schon 
bei Beginn der Bauarbeiten auf die Notwendig- 
keit, eine baupolizeiliche Bewilligung einzuholen, 
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vergeblich aufmerksam gemacht hatte, schritt nach 
Vollendung des Baues ein und trug dem X. auf, um 
diese Bewilligung nachträglich, binnen 4 Wochen, 
unter Einreichung der vorschriftsmässigen Pläne 
einzukommen, widrigenfalls die Polizei die Turn- 
halle auf Kosten des X. werde abreissen lassen. 
Die Polizei wies den X. überdies auf § 367 Ziffer 
15 des Reichsstrafgesetzbuches hin, demzufolge 
mit Geldstrafe bis zu 150 Mk. oder mit Haft be- 
straft wird, wer als Bauherr einen Bau, wozu die 
polizeiliche Genehmigung erforderlich ist, ohne 
diese Genehmigung oder mit eigenmächtiger Ab- 
weichung von dem durch die Behörde geneh- 
migten Bauplane ausführt oder ausführen lässt. 

Da die städtische Polizeibehörde Verdacht 
schöpfte, es möchte der X. den Knaben, welche 
die Turnhalle besuchten, Unterricht auch in an- 
dern Fächern erteilen, so sandte sie einen Poli- 
zisten in die Wohnung des X. und Hess diese 
trotz des Protestes des X. — erfolglos — durch- 
suchen. 

X. beabsichtigt, beide polizeilichen Anord- 
nungen als gesetzwidrig anzufechten. 

4. 

In Nordschleswig liess ein wegen seiner dä- 
nischen Sympathien bekannter Grundstückeigen- 
tümer A sein Haus in weissroten Farben (den 
dänischen Nationalfarben) anstreichen. Eine po- 
lizeiliche Verfügung forderte ihn jedoch alsbald 
auf, binnen drei Tagen für die Uebermalung der 
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roten Streifen zu sorgen. Diesem Befehle kam 
der Hauseigentümer nicht nach. Dagegen errichtete 
er an der Grenze seiner Liegenschaft gegen die 
Strasse zu eine hohe Bretterwand und teilte der Poli- 
zeibehörde mit, er habe nunmehr sein Haus »un- 
sichtbar« gemacht und damit den polizeilichen 
Reklamationen Rechnung getragen. Allein die 
Polizei erliess eine zweite Verfügung an ihn : sie 
trug ihm auf, die Bretterwand niederzulegen und 
durch eine Umzäunung zu ersetzen, die den 
freien Durchblick über das erwähnte Grundstück 
gestatte. Die Polizeibehörde führte zur Begrün- 
dung dieser Verfügung an, die öffentliche Strasse 
mache bei des A Liegenschaft eine Biegung und 
gerade hinter der Biegung werde die Strasse von 
der Eisenbahn gekreuzt. Nach einer von der 
Eisenbahnverwaltung erstatteten Anzeige könnten 
aber wegen der Bretterwand Personen in der 
Nähe der Kreuzungsstelle von der Lokomotive 
aus nicht mehr gesehen und durch ein Signal 
gewarnt werden; andrerseits bemerkten die auf 
der Strasse verkehrenden Personen einen Eisen- 
bahnzug erst, wenn sie sich auf dem Geleise be- 
fänden. Der Liegenschaftseigentümer beschloss, 
sich auch dieser Verfügung zu widersetzen. 

o. 

Der Kläger hatte die Erlaubnis erlangt, »wäh- 
rend des Umbaus des Bahnhofs« in seinem Hause 
eine Schankwirtschaft »für die beim Bahnbau 
beschäftigten Arbeiter« zu eröffnen. Das Haus 
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des Klägers befindet sich gegenüber dem Personen- 
bahnhof. Dicht hinter dem Hause liegt der Fried- 
hof. Die zuständige Behörde hatte der Schank- 
konzession die Bedingung beifügen wollen, der 
Kläger habe die hintere Türe seines Hauses, welche 
direkt auf den Friedhof führt, zuzumauern. Allein 
die Beschwerdeinstanz strich auf Rekurs des Klä- 
gers diese Bedingung. Ein Jahr nach Eröffnung 
der Wirtschaft forderte jedoch die Polizeibehörde 
den Kläger auf, die hintere Türe seines Hauses 
dauernd verschlossen zu halten, da sich wieder- 
holt Betrunkene durch die Türe auf den Friedhof 
verirrt und dort Aergernis erregt hätten. Der 
Kläger kam dieser Verfügung nicht nach. Die 
Polizei teilte ihm darauf mit, sie sehe davon ab, 
ihrer Verfügung zwangsweise Nachachtung zu 
verschaffen, da binnen kurzem der Personen- 
bahnhof fertiggestellt sein werde und damit die 
Schankkonzession von selbst dahinfalle. Der Kläger 
erwiderte, er dürfe die Wirtschaft betreiben bis 
die letzte Arbeit, der Umbau des Güterschuppens, 
vollendet sein werde. Allein die Behörde forderte 
ihn nach Eröffnung des neuen Personenbahnhofs 
zur Schliessung der Wirtschaft auf und drohte 
für den Fall des Ungehorsams eine Strafe von 
Mk. 60 an. Gleichzeitig überwies sie den Kläger 
dem Strafrichter und beantragte Bestrafung ge- 
mäss Gewerbeordnung § 147, Ziff. 1. 

Der Kläger beabsichtigt, in der Gerichtsver- 
handlung das ganze Verhalten der Polizei von 
dem Augenblicke an, da er sich um die Schank- 
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konzession beworben hat, bis zur Stellung des 
Strafantrages einer Kritik zu unterziehen. Es ist 
ein Gutachten zu erstatten, das alle Seiten des 
Rechtsfalles erörtert. 

6. 

In dem an die öffentliche Strasse stossenden 
Garten des A. befand sich seit Jahr und Tag ein 
Teich. Von dem Teich führte ein Privat weg di- 
rekt zur Öffentlichen Strasse. Da in dem abge- 
legenen Quartier nur wenige Hydranten einge- 
richtet worden waren, so entnahm die städtische 
Feuerwehr bei Brandausbrüchen dem erwähnten 
Teiche Wasser. Eines Tages schloss jedoch A. 
seinen Garten gegen die Strasse hin durch einen 
Stacheldrahtzaun ab und Hess den Teich zuschüt- 
ten. Diesem Vorgehen widersetzte sich die städ- 
tische Polizeibehörde. Sie forderte, unter Hinweis 
auf die Feuerpolizei und unter Androhung einer 
Ungehorsamsstrafe, den A. auf, den Teich wieder- 
herzustellen und auferlegte ihm wegen der Er- 
richtung des Stacheldrahtzaunes eine Busse von 
50 Mk. Sie berief sich auf eine von ihr, gemäss 
§ 366, Ziff. 10 des Reichsstrafgesetzbuches, erlas- 
sene Polizeiverordnung, die im Interesse der öffent- 
lichen Sicherheit den Grundeigentümern verbietet, 
ihre Grundstücke gegen die öffentliche Strasse 
hin mit Stacheldrahtzäunen einzufriedigen. A. 
ist im Zweifel darüber, ob er sich derartige po- 
lizeiliche Auflagen muss gefallen lassen und be- 
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absichtigt, die Freiheit seines Eigentums im Wege 
des Civilprozesses zur Anerkennung zu bringen. 

Die angeführte Vorschrift des Reichsstrafgesetz- 
buches bestimmt: § 366. „Mit Geldstrafe bis zu sechzig 
Mark oder mit Haft bis zu vierzehn Tagen wird bestraft : 
.... 10) Wer die zur Erhaltung der Sicherheit, Bequemlich- 
keit, Reinlichkeit und Ruhe auf den öffentlichen Wegen, 
Strassen, Plätzen oder Wasserstrassen erlassenen Polizei- 
Verordnungen tibertritt". 

7. 

Die Polizei einer preussischen Stadt verbot 
dem Eigentümer eines Zirkus, die angekündigten 
Löwenbändiger- Vorstellungen zu veranstalten und 
Hess sich von ihrer Verfügung auch nicht abbrin- 
gen, als der Beweis geleistet wurde, dass die Löwen 
in festverschlossenen Käfigen wohl verwahrt waren. 
Die Polizei rechtfertigte ihr Verbot durch den Hin- 
weis auf die dem Löwenbändiger und seinem Per- 
sonal drohende Gefahr; sie berief sich ferner auf 
die Tatsache, dass der Zirkus nur drei Ausgänge 
habe, und dass daher bei einer etwa ausbrechen- 
den Panik das Publikum nicht rasch und leicht 
genug ins Freie gelangen könne. Formell stützte 
die Polizei das Verbot auf das Allgemeine Preussi- 
sche Landrecht II 17 § 10. Der Eigentümer des 
Zirkus beschwerte sich über das Verbot. 

Allg. Preussisches Landrecht II 17 § 10: „Die nötigen 
Anstalten zur Erhaltung der öffentlichen Ruhe, Sicherheit und 
Ordnung, und zur Abwendung der dem Publiko oder ein- 
zelnen Mitgliedern desselben bevorstehenden Gefahr zu 
treffen, ist das Amt der Polizei 44 . 
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8. 

Die Polizeibehörde erfuhr, dass der Agent einer 
auswärtigen, nichtgenehm igten Lotterie jeden Sonn- 
tag sein Standquartier in einer Wirtschaft in der 
Nähe der Kirche aufschlug und von dort aus seine 
Lotterielose an die Kirchenbesucher abzusetzen 
versuchte. Da es ihr nicht gelang, den Agenten 
zu fassen, so erliess sie an den Wirt eine Ver- 
fügung, worin sie ihm auftrug, »dem Skandal ein 
Ende zu bereiten«. Gleichzeitig machte sie durch 
ein Zeitungsinserat amtlich bekannt, die vom 
Agenten abgeschlossenen Verkäufe über die Lot- 
terielose seien nichtig, sie widersprächen dem 
landesrechtlichen Lotterieverbote und den Vor- 
schriften über die Sonntagspolizei. Hinterher 
wurden im Schosse der Gemeindebehörden Zweifel 
laut über die Zulässigkeit dieser polizeilichen 
Massregeln. 

9. 

Auf die Beschwerde der Nachbarn hin ver- 
bot die Polizeibehörde einem Wirt, seine Kegelbahn 
von 11 Uhr Abends bis 6 Uhr früh den Gästen 
zum Kegelspiel zur Verfügung zu stellen. Es 
wurde »Ordnungsbusse« von M. 20 für jeden Fall 
des Zuwiderhandelns angedroht. Der Wirt legte 
Beschwerde ein: da die Polizeistunde nicht ein- 
geführt sei, so komme das Verbot des Kegelspiels 
einer teilweisen Einstellung seines genehmigten 
Gewerbebetriebes gleich; es begründe eine nach- 
trägliche, unzulässige Auflage. 
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10. 

Eine Liegenschaft, auf der eine Ziegelei be- 
trieben wird, grenzt nach Westen an einen Feld- 
weg; doch liegt sie um einen Meter tiefer, als 
dieser. An dieser Stelle hat der Ziegeleibesitzer 
im Laufe der Jahre in die Tiefe graben lassen, 
weil er des Erdreichs, einer besonders guten Lehm- 
schicht, in seinem Fabrikationsbetrieb bedurft hat. 
Eines Tages ist jedoch ein Teil des Feldweges in 
die Ziegelei-Liegenschaft hinabgestürzt. Die Orts- 
polizei behauptet, der Ziegeleibesitzer habe durch 
seine Grabungen das Feldweg-Areal seines natür- 
lichen Haltes beraubt und sei infolgedessen ver- 
pflichtet, den früheren Zustand auf eigene Kosten 
wiederherzustellen. Der Ziegeleibesitzer dagegen 
macht geltend, die Gemeinde habe auf dem Feld- 
weg-Areal nicht für genügenden Wasserabfluss 
gesorgt und dadurch den Einsturz verschuldet; 
er weigere sich daher, den Feldweg in Stand zu 
stellen. Die Organe der Gemeinde sind im Zweifel 
darüber, auf welche Weise sie vorgehen können. 
Da die Ursache des Einsturzes nicht völlig klar 
liegt, und die Gemeinde daher mit der Möglich- 
keit rechnet, dass sie wenigstens einen Teil der 
Kosten tragen muss, so hat sie vorsorglich einen 
Plan ausarbeiten lassen, nach dem der Feldweg 
von der Grenze der Ziegelei-Liegenschaft tiefer ins 
Land hinein verlegt werden soll und nach dem 
Kosten erspart würden. Allein die Gemeinde- 
organe hegen Bedenken, ob auch bei der Aus- 
führung dieses Projektes der Ziegeleibesitzer die 
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Kosten zu ersetzen hätte, vorausgesetzt, dass der 
Einsturz des Feldweges durch die Grabungen auf 
seiner Liegenschaft herbeigeführt worden sei. 
lieber alle diese Fragen ist ein Gutachten zu er- 
statten. 

11. 

Ein Liegenschaftseigenttimer hatte den freien 
Platz vor seinem Hause gegen die Strasse zu nicht 
eingezäunt, sodass Jedermann frei darüber hin- 
ging. Eines Tages beschloss der Eigentümer, 
einen Zaun zu errichten. Er liess vorläufig die 
Grenze seiner Liegenschaft gegen die Strasse durch 
Pfähle abstecken. Sofort schritt die Polizei ein 
und befahl, diese zu beseitigen, weil sie des Nachts 
für die Passanten gefährlich werden könnten. 
Der Eigentümer gehorchte dem Befehle nicht. 
Er brachte dagegen an jedem Pfahle eine Laterne 
an und erklärte der Polizei, damit ausreichend 
vorgesorgt zu haben. Die Polizei beharrte auf 
ihrer Forderung. Der Eigentümer wünscht daher 
zu erfahren, ob und wie er sich gegen das polizei- 
liche Ansinnen wehren könne. 

12. 

Ein Wirt reichte ein Gesuch um Erteilung 
einer Schankkonzession ein, eröffnete aber die 
Wirtschaft, da gerade in diesen Tagen in jener 
Stadt ein Schützenfest abgehalten wurde, bevor 
die polizeiliche Erlaubnis eintraf. Die Polizei 
schritt ein und legte, gemäss Reichs-Gewerbeord- 
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nung § 15, Absatz 2, Beschlag auf die in der Wirt- 
schaft vorhandenen Trinkgläser. Darunter be- 
fanden sich »Stammkrüge«, die nicht im Eigen- 
tum des Wirtes standen. Alle Trinkgläser legte 
die Polizei in einen Korb zusammen und versah 
ihn mit der Aufschrift »polizeilich beschlagnahmt«. 
Als die Stammgäste am Abend eintrafen, pro- 
testierten sie gegen die »widerrechtliche Entziehung 
ihres Eigentums«, und der Wirt Hess sich über- 
reden, die Stammkrüge aus dem Korbe zu holen 
und seinen Gästen darin Bier auszuschenken. 
Er wurde jedoch verzeigt und wegen Verstri- 
ckungsbruchs (Reichs-Strafgesetzbuch § 137) dem 
Strafrichter überwiesen. 

Strafgesetzbuch § 137 : „Wer Sachen, welche durch die 
zuständigen Behörden oder Beamten gepfändet oder in Be- 
schlag genommen worden sind, vorsätzlich bei Seite schafft, 
zerstört oder in anderer Weise der Verstrickung ganz oder 
teilweise entzieht, wird mit Gefängnis bis zu einem Jahr 
bestraft". 

13. 

Ein ehemaliger Metzger schlachtete »zum 
Vergnügen« zwei bis drei Male im Jahr Schweine, 
die er gelegentlich seinem ehemaligen Schweine- 
lieferanten abkaufte, um diesem damit eine Ge- 
fälligkeit zu erweisen. Das Fleisch verkaufte er 
an Bekannte. Um seinen ehemaligen Berufsge- 
nossen keine unlautere Konkurrenz zu machen, 
brachte er die ortsüblichen Marktpreise in An- 
rechnung; er erzielte auf diese Weise einen hüb- 
schen Gewinn. Ein Bekannter machte ihn je- 
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doch darauf aufmerksam, dass er, wenn die Poli- 
zei davon erführe, Strafe wegen Uebertretung der 
Gewerbeordnung zu gewärtigen hätte. Der Mann 
geriet in Angst und konsultierte sofort einen 
Rechtsanwalt. 

14. 

Eine private Eisenbahngesellschaft errichtete 
eine Kantine für die Arbeiter, die abseits von der 
Bahnstation mit der Verbreiterung des Bahn- 
dammes beschäftigt waren. Sie gab Speisen und 
Getränke zum Selbstkostenpreise an die Arbeiter 
ab. Die Leitung der Kantine übertrug sie einem 
älteren Arbeiter und erteilte diesem die Erlaubnis, 
den unverkauften Rest der Speisen und alkoho- 
lischen Getränke beliebig zu verwerten. Der 
Leiter verkaufte infolgedessen den Rest jeweilen 
an einen Wirt in der Nachbarschaft. Nach 
einigen Wochen wurde gegen den Leiter Straf- 
anzeige erstattet, weil er ohne Schankkonzes- 
sion eine Schankwirtschaft betreibe und insbeson- 
dere auch — gemäss seiner Instruktion — Fla- 
schenbier an die Arbeiter verkaufe. Der Ange- 
schuldigte erwiderte, nicht er, sondern die Eisen- 
bahngesellschaft sei der Unternehmer der Kantine, 
man möge sich an die Eisenbahngesellschaft 
wenden. — Es ist zu Händen der Eisenbahngesell- 
schaft ein Gutachten zu verfassen, das das ganze 
Streitverhältnis erörtert. 
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15. 

Ein Fabrikant hat eine Fabrikkantine ein- 
gerichtet, in der den Arbeitern zu Preisen, die 
die Selbstkosten des Fabrikanten nur um ein Ge- 
ringes übersteigen, Nahrungsmittel gegen sofortige 
Barzahlung verabfolgt werden. Den Gewinn ver- 
wendet der Fabrikant ausschliesslich zur Errich- 
tung und zum Betriebe von Wohlfahrtseinrich- 
tungen im Interesse der Arbeiter (Lesehallen, 
Brausebäder usw.). Die Polizeibehörde hat den 
Fabrikanten erfolglos aufgefordert, sich um eine 
Schankkonzession zu bewerben. Sie überweist 
ihn schliesslich dem Strafrichter. 

16. 

Ein Gerber reichte der Behörde die Pläne 
ein, nach denen seine gewerbliche Anlage umge- 
baut werden sollte. In diesen Plänen war an 
der Grenze gegen die Nachbarliegenschaft hin 
eine Fellzurichterei eingezeichnet. Der Gerber bat 
jedoch den Nachbarn, im Einspruchsverfahren 
keine Einwendungen zu erheben. Die erwähnte 
Zurichterei sei nur als Reserve-Anlage gedacht und 
werde unter keinen Umständen jemals dauernd 
betrieben werden. Uebrigens werde er auf die 
erste Klage des Nachbars hin den Betrieb der 
Reserve-Zurichterei einstellen. Diese Erklärung 
wiederholte der Gerber in einem an den Nach- 
barn gerichteten Briefe; seine Rechtsnachfolger, 
so schrieb der Gerber in dem Briefe, sollten an 
diese Erklärung so fest wie er selbst gebunden 
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sein. Auf dieses Versprechen hin sah der Nach- 
bar von einem Einsprüche ab. Nach dem Tode 
des Gerbers übernahm der Sohn, als einziger 
Erbe, die Gerberei. Da sich unter dem neuen 
Herrn das Geschäft vergrösserte, so wurde die 
Reserve-Zurichterei immer häufiger, schliesslich 
dauernd in Betrieb genommen, und der Fäulnis- 
geruch begann den Nachbarn in hohem Grade zu 
belästigen. Als der Gerber nur unvollkommene 
Abhilfe schuf, reichte der Nachbar gegen ihn 
Zivilklage ein mit dem Antrag, es sei dem Gerber 
die Fellzurichterei in der Reserve-Anlage zu ver- 
bieten. Er berief sich zur Begründung dieses 
Antrags auf BGB. §§ 906, 907, 1004 und auf das 
schriftliche Versprechen, das der Vater des Be- 
klagten seiner Zeit gegeben hatte. Der Beklagte 
erwiderte, der vom Kläger gestellte Antrag sei 
unstatthaft; was der Kläger heute verlange, hätte 
er seiner Zeit im Einspruchs verfahren zur Geltung 
bringen sollen, heute sei er nicht mehr in der 
Lage, einen so weitgehenden Antrag zu stellen. Er 
könne höchstens nach § 26 der Gewerbeordnung 
auf Herstellung von Schutzvorrichtungen oder auf 
Schadloshaltung klagen. 

17. 

Dem Angeklagten wird zur Last gelegt, er 
habe für sein gewerbliches Unternehmen weder 
eine Arbeitsordnung aufgestellt (Gewerbeordnung 
§ 134 a), noch bei der Beschäftigung von Arbei- 
terinnen die gesetzlichen Arbeitszeiten innegehalten 
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(Gewerbeordnung § 137) und die vorgeschriebene 
Anzeige bei der Ortspolizeibehörde gemacht (Ge- 
werbeordnung § 138). Die Tatsachen, auf die 
sich die Anklage gründet, sind unbestritten. Der 
Angeklagte betreibt ein Damenschneidergeschäft 
mit einem Jahresumsatz von Mk. 500000. Die 
Kleidungsstücke werden nur nach Mass und auf 
Bestellung, gemäss den Weisungen und Wünschen 
jedes Kunden, angefertigt. Stoffe, Muster und Mo- 
delle werden von dem Angeklagten beschafft. Die 
60 Arbeiterinnen arbeiten in 6 Sälen unter der 
Leitung besonderer Meisterinnen. Ausser den 
Tret-Nähmaschinen werden keine Arbeitsmaschi- 
nen verwendet. Jede Arbeiterin fertigt der Regel 
nach ausschliesslich Kleiderbestandteile einer Art 
an. Ausnahmsweise wird einer Arbeiterin auch 
die Herstellung eines ganzen Kleides übertragen. 
Der Angeklagte führt die kaufmännische Oberlei- 
tung und hilft gelegentlich neben den Zuschnei- 
derinnen beim Zuschneiden mit. Er hält der 
Anklage entgegen, die angeführten Vorschriften 
der Gewerbeordnung bezögen sich, das sei unbe- 
stritten, nur auf Fabriken. Sein Gewerbetrieb sei 
jedoch keine Fabrik. 

18. 

Einer Stadtgemeinde liegt von Gesetzeswegen 
die Pflicht der Instandhaltung und Reinigung des 
öffentlichen Flusses im Stadtgebiete ob. Weil 
der Fluss wertvollen Kies mit sich führt, so lässt 
die Gemeinde den Fluss Jahr für Jahr ausbaggern 
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und verkauft den Kies an Bauunternehmer. Die 
Gemeindeorgane stellen infolgedessen in den Ge- 
meindevoranschlag für jedes Jahr eine feste 
Summe ein, die den mutmasslichen finanziellen 
Ertrag der Baggerung darstellt. Die Anwohner 
des Flusses beschweren sich ohne Erfolg bei der 
Ortspolizei über den »Höllenlärm«, den die 
Baggermaschine durch die Sommermonate hin- 
durch Tag für Tag von früh 6 Uhr bis abends 
7 Uhr verursache. Es ist deshalb die Frage er- 
örtert worden, ob den Anwohnern nicht weitere 
rechtliche Schutzmittel zu Gebote stehen. 

19. 

Die städtische Polizeibehörde hat einem Ge- 
werbetreibenden die Erlaubnis erteilt, bis auf 
Widerruf auf einem öffentlichen Platze seine elek- 
trisch betriebene Zirkularsäge aufstellen und 
dort für Private Brennholz kleinsägen zu dür- 
fen. Die Anwohner des Platzes beschweren sich 
vergeblich bei der Polizei über das nervener- 
regende Geräusch. Der Eigentümer der Zirku- 
larsäge schützt gegenüber jeder Beklamation die 
polizeiliche Erlaubnis vor. Besitzen die An- 
wohner kein rechtliches Mittel, sich zu wehren? 

20. 

Kläger erkundigt sich, ob und gegen wen er 
gestützt auf folgenden Tatbestand eine Schaden- 
ersatzklage anstrengen könne: Kläger ist vor 
Kurzem bei Glatteis im Laufe des Nachmittags 

Fleiner, VerwaltungarecbtsfäUo. 2 
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auf der öffentlichen Strasse neben seinem Fuhr- 
werk gestürzt und hat dabei Verletzungen erlitten. 
Der Unfall ist zurückzuführen auf das halsstarrige 
Verhalten des Eigentümers eines an die Strasse 
stossenden Hauses, der es unterlassen hat, der 
Pflicht zum Reinigen und Bestreuen der Strasse 
nachzukommen. Diese Pflicht ist den Hauseigen- 
ttimern durch eine städtische Polizeiverordnung 
gemäss § 366, Ziff. 10 des Reichs-Strafgesetzbuches 
Überbunden worden. Gleichzeitig mit dem Kläger 
ist das vor des Klägers Lastwagen gespannte Pferd, 
weil es seinen Huf in die Schienen der Strassenbahn 
eingeklemmt hatte, zu Falle gekommen und hat 
Verletzungen davongetragen. Die Strassenbahnen 
sind auf Grund einer Konzession von einer 
privaten Aktiengesellschaft errichtet worden, 
welche das Unternehmen auf eigene Rechnung 
betreibt. 

Strafgesetzbuch § 366: „Mit Geldstrafe bis zu sechzig 
Mark oder mit Haft bis zu vierzehn Tagen wird bestraft: 
10) Wer die zur Erhaltung der Sicherheit, Bequemlichkeit, 
Reinlichkeit und Ruhe auf den öffentlichen Wegen, Strassen, 
Plätzen oder Wasserstrassen erlassenen Polizei-Verordnungen 
übertritt". 

21. 

Der Eigentümer einer Färberei beklagt sich 
darüber, dass der sein Grundstück durchfliessende 
Bach, ein Privatfluss, dessen Wasser ihm für den 
Betrieb seines Geschäfts unentbehrlich ist, ver- 
unreinigt wird. Die Verunreinigung erfolgt durch 
fäulniserregende Substanzen, die aus den unter 
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den benachbarten Strassen liegenden städtischen 
Abzugskanälen in den Bach durchsickern. Der 
Inhaber der Färberei will die Stadtgemeinde 
als Eigentümerin der Strassen verantwortlich 
machen. Die Stadtgemeinde ihrerseits lehnt die 
Verantwortlichkeit ab. Sie macht geltend, nicht 
sie, sondern die Unternehmer der Strassen- und 
Kanalbauten seien haftbar, eventuell die Haus- 
eigentümer, welche, gemäss der städtischen Polizei- 
verordnung, ihre Häuser an die Abzugskanäle 
angeschlossen und dabei die Anschlussstellen nicht 
genügend gegen das Durchsickern von Wasser 
gesichert hätten. Insbesondere aber falle in Be- 
tracht, dass die städtische Polizeibehörde durch 
Polizeiverordnung das Einleiten von föulnis- 
erregendem Abwasser in die Abzugskanäle strenge 
verboten habe. 

Die von dem Eigentümer der Färberei, wie 
die von der Stadtgemeinde angeführten Tatsachen 
sind unbestritten. 

22. 

Eine Landgemeinde hat auf einem Grund- 
stücke, das sie seiner Zeit von einem Privaten ge- 
kauft hatte, eine Markthalle errichtet, in welcher 
nach Anordnung der Ortspolizeibehörde die 
Wochenmärkte abgehalten werden. Der Kläger, 
der unmittelbare Nachbar, nimmt ein Wegrecht 
an diesem Grundstück in Anspruch und macht 
geltend, durch die Errichtung der Markthalle sei 
dieses Recht verletzt worden. Er reicht deshalb 

2* 
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Civilklage gegen die Gemeinde ein mit dem An- 
trage, die Gemeinde sei zu verurteilen, die Markt- 
halle niederzulegen und den Platz wieder in seinen 
alten Zustand zu verwandeln, damit der Kläger 
den Weg wie früher mit Pferd und Wagen un- 
gehindert benützen könne. 

23. 

Der Kläger ist Eigentümer eines an der 
Kreuzung von zwei Ortsstrassen gelegenen Hauses. 
Das Gebäude wurde im Jahre 1895 errichtet. Die 
eine Seite des Hauses liegt an der seit Jahren 
bestehenden Gartenstrasse, die andere Seite an 
der Bismarckstrasse, die erst im Jahre 1900 in 
den Ortsbauplan aufgenommen wurde. Die Stadt 
hat auf Grund des Baugesetzes ein Ortsbaustatut 
erlassen. Darin ist bestimmt, dass bei der Anlegung 
einer neuen oder bei der Verlängerung einer be- 
stehenden Baustrasse der Aufwand für die Er- 
werbung der zur Strasse notwendigen Grundfläche 
und für die Planierung von den angrenzenden 
Eigentümern zu tragen oder zu ersetzen ist, sobald 
auf ihren Grundstücken Gebäude errichtet werden. 

Zur Herstellung der Bismarckstrasse hat die 
Stadt eines Teiles des vor dem Hause des Klägers 
gelegenen Vorgartens bedurft. Sie hat daher im 
Jahre 1901 mit dem Kläger einen »Kaufvertrag« 
abgeschlossen, worin sich der Kläger, »um den 
ortsbauplanmässigen Ausbau der Bismarckstrasse 
zu ermöglichen«, zur unentgeltlichen Abtretung 
des von der Stadt beanspruchten Areals verpflichtet, 
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andrerseits die Stadtgemeinde ihm »Befreiung 
von dem durch das Ortsbaustatut festgesetzten 
Beitrag« zugesichert hat. Der Verkäufer hat im 
»Kaufvertrag« ausdrücklich »die Notwendigkeit 
der Abtretung« anerkannt. Die Bismarckstrasse 
ist im Jahre 1903 hergestellt worden. Hinter- 
her hat ein rechtskundiger Freund dem Kläger 
mitgeteilt, die Stadt habe ihn übervorteilt; er solle 
von der Stadt sofort Entschädigung für das abge- 
tretene Vorgartenareal verlangen. 

24. 

Dem A hatte im Jahre 1895 die Bau Polizei- 
behörde die Bewilligung zur Errichtung eines 
Wohnhauses unter der ausdrücklichen Bedingung 
erteilt, dass er den nach der Strasse zu gelegenen 
Vorgarten, welchen die Stadt bei nächster Ge- 
legenheit zur Verbreiterung der Strasse heran- 
zuziehen beabsichtigte, nicht einfriedige. Der A 
sicherte dies zu in einem zu Gunsten der Stadt- 
gemeinde ausgestellten »Reverse«, der in das 
Grundbuch eingetragen wurde. Als die Strassen- 
verbreiterung auf sich warten Hess, kam jedoch 
A im Jahre 1899 bei der Behörde um die Er- 
laubnis ein, längs der Strasse eine Gartenmauer 
errichten zu dürfen, wurde aber abschlägig be- 
schieden. A legte Beschwerde bei der höheren 
Instanz ein. Bei der Prüfung der Beschwerde 
kam zur Kenntnis der Beschwerdeinstanz, dass 
die untere Instanz von sich aus im Jahre 1892 
dem A die Bewilligung zur Errichtung eines Pulver- 
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magazins in geringer Entfernung von dem Wohn- 
hausareal erteilt hatte, trotzdem die Kompetenz 
hierzu ausschliesslich der höheren Verwaltungs- 
behörde zugestanden hätte und die Bewilligung 
im Hinblick auf die Nähe eines dicht bevölkerten 
Stadtviertels zu versagen gewesen wäre. Ueberdies 
stellte es sich heraus, dass das Wohnhausareal 
nicht dem A allein gehörte und der Miteigen- 
tümer — ein im Ausland lebender Miterbe — 
niemals um die Zustimmung zur Ueberbauung 
des Grundstückes angegangen worden war. Wie 
muss die Entscheidung der Behörde lauten? 

25. 

Eine städtische Polizeiverordnung schrieb vor, 
dass vom künftigen 1. Januar ab alle neu er- 
richteten Gebäude an die städtische Schwemm- 
kanalisation angeschlossen werden müssten und 
dass die Polizeibehörde bestimmen werde, binnen 
welcher Frist der Anschluss der bereits bestehenden 
Häuser erfolgen müsse. Bis die Anschliessung 
allgemein durchgeführt sein werde, würden die 
Fäkalien durch die städtische Abfuhr-Unter- 
nehmung fortgeschafft. Die Benutzung dieser 
Unternehmung sei vom 1. Januar ab obligatorisch. 
Der Benutzer habe jährlich Mk. 5 an die Stadt- 
kasse zu entrichten. Jeder, der die Vorschriften 
über die Fäkalienabfuhr übertrete, werde mit 
Mk. 5 gebüsst werden. Ein Privatunternehmer, 
der gegenüber vielen Privaten die Pflicht zur Fort- 
schaffung der Fäkalien vertraglich gegen Entgelt 
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übernommen hat, beschwert sich über diesen 
Eingriff in seine Gewerbefreiheit. Die Polizei hat 
ihm Busse und Zwangsmassregeln angedroht für 
den Fall, dass er die Fäkalienabfuhr weiter be- 
treiben werde. Der Privatunternehmer stellt sich 
der Polizei gegenüber auf den Rechtsstandpunkt: 
entweder volle Freiheit für die Ausübung seines 
Gewerbes oder volle Schadloshaltung bei Ver- 
hinderung der privaten Fäkalienabfuhr. 

26. 

Die Stadtgemeinde A errichtete gemäss ihrem 
Gemeindestatute eine elektrische Kraftstation. Sie 
erliess ein »Reglement über die Abgabe elektrischen 
Stromes«, welches die Bedingungen regelte, unter 
denen den Gemeindeeinwohnern elektrische Ener- 
gie für die Erzeugung von Licht und moto- 
rischer Kraft abgegeben würde und den Entgelt 
dafür, bemessen nach der benützten Energie und 
dem Umfang der Installationsarbeiten, festsetzte. 
Das Reglement enthielt u. a. die Bestimmung, bei 
Abgabe von elektrischer Energie zu Beleuchtungs- 
zwecken beanspruche die Stadtverwaltung das 
Recht, nicht nur die Zuleitung, sondern auch das 
Einführen des elektrischen Stromes in die Häuser 
und das Legen der Leitungsdrähte in den ver- 
schiedenen Räumen der Häuser (Hausinstallation) 
durch die städtischen Organe ausführen zu lassen, 
so dass dem Eigentümer oder Mieter des Hauses 
nur noch die Beschaffung der Glühkörper über- 
lassen bleibe. Das Reglement setzt sodann am 
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Schlüsse fest, dass jedem Benützer, der die aufge- 
zählten »Abonnementsbedingungen« nicht erfülle, 
nach einmaliger fruchtloser Mahnung der elek- 
trische Strom entzogen werden könne. Das »Reg- 
lement« wurde jedem Benützer bei der Installierung 
der elektrischen Hauseinrichtung eingehändigt. 
Auf Grund dieses Reglements wurde das Haus 
des X eines Tages von dem städtischen Leitungs- 
netze abgeschnitten, weil X aller Mahnungen un- 
erachtet in seinem Hause neue elektrische In- 
stallationsarbeiten durch die Angestellten des in 
der Nachbargemeinde bestehenden privaten Elek- 
trizitätswerkes hatte ausführen lassen. X schloss 
daraufhin in aller Eile mit dem erwähnten pri- 
vaten Elektrizitätswerk einen Vertrag ab, gemäss 
dem sich das Elektrizitätswerk verpflichtete, aus 
seiner eigenen Kraftquelle dem X den erforder- 
lichen Strom zuzuleiten. Allein die Stadtgemeinde 
A erteilte dem Elektrizitätswerke die nachgesuchte 
Bewilligung nicht, für die Anlegung der (ober- 
oder unterirdischen) Leitung die städtischen 
Strassen benützen zu dürfen. Es ist deshalb zu 
untersuchen, ob das von den städtischen Organen 
sowohl dem X, wie dem privaten Elektrizitäts- 
werke gegenüber beobachtete Verhalten dem Ge- 
setze entspricht, und eventuell auf welchem Wege 
der X und das Elektrizitätswerk zu ihrem Rechte 
kommen können. X beruft sich, um gegebenen 
Falls die Stadtgemeinde aufs Neue zur Abgabe von 
elektrischer Energie zwingen zu können, u. a. auf 
das massgebende Gemeindegesetz, das vorschreibt, 
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> dass alle Einwohner der Gemeinden gleichmässig 
zur Benützung der öffentlichen Gemeindeanstalten 
berechtigt und zur Teilnahme an den Gemeinde- 
lasten verpflichtet sind«. 

27. 

Im Jahre 1875 kam zwischen einer Aktienge- 
sellschaft für Gasbeleuchtung und der Gemeinde, 
in der die Gesellschaft ihre Gasfabrik errichtete, 
eine als »Konzessionsvertrag« betitelte Ueberein- 
kunft zu stände, derzufolge die Gasbeleuchtungs- 
Gesellschaft die »Einrichtung und den Betrieb 
der öffentlichen Beleuchtung« in der Gemeinde 
übernahm, gemäss den nähern von den Gemeinde- 
organen zu erteilenden Weisungen und gegen 
einen festen, für die einzelne öffentliche Laterne 
berechneten, Preis. Die Gemeinde erteilte ferner 
der Gesellschaft das Recht, für die Zuleitung des 
Gases zu den öffentlichen Laternen, wie zu den 
Privathäusern die öffentlichen Strassen und Plätze 
unentgeltlich in Anspruch zu nehmen. Der Kon- 
zessionsvertrag wurde für die Dauer von 40 Jahren 
abgeschlossen. Die Gemeinde verpflichtete sich, 
während dieser Zeit »keine weitere Konzession 
für Erstellung von Gasleitungen« zu erteilen, so- 
fern die Gasbeleuchtungsgesellschaft jederzeit den 
Bedürfnissen der Gemeinde und der Gemeindeein- 
wohner genüge. Der Gesellschaft wurde endlich 
im Vertrage die Pflicht zur Bezahlung einer jähr- 
lichen »Konzessionsgebühr« an die Gemeinde 
Überbunden, deren Höhe auf 2°/ 0 des Reiner- 



Digitized by Google 



26 



Fall 28. 



träges, berechnet nach dem gesamten Geschäfts- 
betriebe der Gasbeleuchtungsgesellschaft, festge- 
setzt wurde; die Gebühr sollte jedoch nur in den- 
jenigen Jahren entrichtet werden, in denen an 
die Aktionäre eine Dividende von mehr als 4% 
verteilt würde. 

Im Jahre 1904 beschloss die Gemeinde die 
Errichtung einer eigenen elektrischen Licht- und 
Kraftstation. Sie führte ihren Beschluss trotz des 
Protestes der Gasbeleuchtungsgesellschaft aus und 
begann, in den neuen Quartieren elektrische 
Strassenbeleuchtung einzurichten und elektrischen 
Strom zur Erzeugung von Kraft und Licht auch 
an Private abzugeben. Die Gasbeleuchtungsge- 
sellschaft Hess sich das nicht gefallen. Sie teilte 
der Gemeinde mit, dass sie den Prozessweg be- 
treten werde. 

Es ist das ganze Rechtsverhältnis zwischen 
Gemeinde und Aktiengesellschaft zu untersuchen. 
Dabei wird u. a. auch zu prüfen sein, ob die 
Gemeinde kraft des ihr zustehenden Rechtes zur 
Erhebung von Gebühren befugt gewesen ist, eine 
Konzessionsgebühr der erwähnten Art zu ver- 
langen. 

28. 

Zwischen der Verwaltung der Staatseisen- 
bahnen und der Gemeinde A wurde ein Vertrag 
abgeschlossen, demzufolge die Gemeinde das zum 
Bahnbau erforderliche Gemeindeland unentgelt- 
lich der Staatsbahnverwaltung abtrat, die Staats- 
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bahnverwaltung sich aber verpflichtete, jeden Tag 
zwei Schnellzüge auf der Bahnstation in A an- 
halten zu lassen. Der Vertrag wurde von der 
staatlichen Eisenbahnaufsichtsbehörde genehmigt 
und darauf von den Vertragsparteien vollzogen. 
Mehrere Jahre nach der Betriebseröffnung wies 
jedoch die staatliche Aufsichtsbehörde aus zwingen- 
den Verkehrsrücksichten die Staatsbahnverwaltung 
bei der Genehmigung ihres Fahrplanes an, die 
Schnellzüge in A nicht mehr anhalten zu lassen. 
Die Staatsbahnverwaltung kam dem Befehle nach. 
Die Gemeinde A beschloss, sich energisch zur 
Wehr zu setzen. Sie verlangt ein Rechtsgutachten 
über die Frage, welche rechtlichen Mittel ihr zu 
Gebote stehen. 

29. 

Eine vom Staate als öffentlich-rechtliche Kor- 
poration organisierte israelitische Kultusgemeinde 
ist Eigentümerin eines besonderen israelitischen 
Gemeindebegräbnisplatzes. Sie hat gemäss einer 
ausdrücklichen gesetzlichen Ermächtigung eine 
»Friedhof-Ordnung« erlassen, die u. a. folgende 
Vorschriften enthält: 

§ 7. »Der Vorstand der Kultusgemeinde 
bestimmt, welche Firmen zur Ausübung des 
Leichenbestattungsgewerbes auf dem Friedhof 
zugelassen sind«. 

§ 16. »Der Vorstand der Kultusgemeinde 
ist befugt, Gemeindegliedern, welche in der Ent- 
richtung der Gemeinde - Beiträge säumig sind, 
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das Betreten des Friedhofes an hohen Festtagen 

zu verbieten«. 
Auf Grund des § 7 der Friedhof-Ordnung hat 
der Vorstand der Kultusgemeinde mit der Firma 
G in X einen Vertrag abgeschlossen, demzufolge 
dieser die ausschliessliche Berechtigung, Leichen- 
bestattungen auf dem israelitischen Gemeinde- 
friedhof auszuführen, eingeräumt worden ist. 
Hierdurch hat sich der Kläger, als Inhaber eines 
Fuhr- und Leichenbestattungsinstitutes in X, 
verletzt gefühlt. Er hat an den Vorstand der 
Kultusgemeinde einen Brief geschrieben, worin 
er erklärt hat, er verweigere als israelitischer Ge- 
meindegenosse für so lange die Bezahlung jedes 
Gemeinde - Beitrages , als nicht alle Leichenbe- 
stattungsfirmen in X freien Zutritt zum israeli- 
tischen Friedhofe bekämen. Als er seine Drohung 
in die Tat umsetzte, wurde ihm vom Vorstand 
der Kultusgemeinde verboten, den Friedhof an 
den »Vorbereitungstagen zum Neujahr und zum 
Versöhnungsfeste« zu betreten und zu diesen Zei- 
ten die Gräber seiner nächsten Verwandten zu 
besuchen. 

Zu prüfen ist, ob der Kläger gegen die er- 
wähnten Bestimmungen der » Friedhof-Ordnung « 
und die darauf gestützten Massnahmen des Ge- 
meindevorstandes mit Aussicht auf Erfolg vor- 
gehen kann. 

30. 

Auf Anordnung des zuständigen staatlichen 
Amtsarztes wurde der an Pocken erkrankteKläger 
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in das städtische Krankenhaus zu X gebracht 
und dort im Absonderungshaus verpflegt. Da 
sich im Verlaufe der Krankheit bei dem Patienten 
Symptome abnormer geistiger Erregung zeigten, 
so ersuchte die Direktion des städtischen Kran- 
kenhauses die Direktion der staatlichen Irrenan- 
stalt um Uebernahme des Patienten, erhielt aber, 
unter Hinweis auf die Ansteckungsgefahr, ableh- 
nenden Bescheid. Wegen der Ansteckungsgefahr 
musste auch von der Unterbringung des Kranken 
in die Delirantenzelle des städtischen Kranken- 
hauses selbst Umgang genommen werden. Der 
Kläger verblieb infolgedessen im Absonderungs- 
haus, allein es wurde ihm die Zwangsjacke an- 
gelegt. Eines Morgens, als sich die Kranken- 
schwester in der Meinung, der Patient schlafe, 
entfernte, um ein Medikament zu holen, zer- 
sprengte der Kranke in einem Anfall heftiger Er- 
regung die Zwangsjacke und stürzte sich aus dem 
Fenster in den Hof hinab. Er zog sich dabei 
schwere Verletzungen zu, welche bleibende Nach- 
teile zur Folge hatten. Als er nach mehreren 
Monaten, von den Pocken geheilt, aus der Kran- 
kenanstalt entlassen wurde, beschloss er, wegen 
dieser Nachteile Schadenersatz im Betrage von 
20000 Mk. zu verlangen und überdies das Be- 
gehren um Rückerstattung der Verpflegungsge- 
bühren zu stellen, die er bei seinem Austritte aus 
der Krankenanstalt bar bezahlt hatte. — Der 
Kläger ist weder durch die Invaliden- und Kran- 
kenversicherung, noch durch irgend eine andere 



Digitized by Google 



30 



Fall 30. 



Versicherung gedeckt. Die Pflicht zur Abson- 
derung der an einer gemeingefährlichen Krank- 
heit erkrankten Personen ist nach dem mass- 
gebenden Landesrecht dem Bezirksverband über- 
bunden. Der Bezirksverband hat seinerseits mit 
der Verwaltungsbehörde der Stadt X. einen Ver- 
trag abgeschlossen, demzufolge sich das städtische 
Krankenhaus zur Aufnahme der betreffenden 
Patienten verpflichtet hat. 

Zu untersuchen ist, ob und gegen wen der 
Kläger seine Ansprüche zur Geltung bringen kann 
und welches Verfahren er dabei einschlagen muss. 

In Betracht fallen folgende Bestimmungen des Reichs- 
rechtes : 

Reichsgesetz, betreffend die Bekämpf ung ge- 
meingefährlicher Krankheiten, vom 30. Juni 1900. 
(Reichs-Gesetzblatt, S. 306.) 

§ 11. „Zur Verhütung der Verbreitung der gemeinge- 
fährlichen Krankheiten [nämlich nach § 1 des zit. Reichs- 
gesetzes: Aussatz (Lepra), asiatische Cholera, Fleckfieber 
(Flecktyphus), Gelbfieber, Pest (orientalische Beulenpest), 
Pocken (Blattern)] können für die Dauer der Krankheitsge- 
fahr Absperrungs- und Aufsichtsmassregeln nach Massgabe 
der §§ 12 bis 21 polizeilich angeordnet werden. — Die An- 
fechtung der Anordnungen hat keine aufschiebende Wir- 
kung." 

§ 14. „Für kranke und krankheits- oder ansteckungs- 
verdächtige Personen kann eine Absonderung angeordnet 
werden. — Die Absonderung kranker Personen hat derart 
zu erfolgen, dass der Kranke mit anderen, als den zu seiner 
Pflege bestimmten Personen, dem Arzte oder dem Seelsor- 
ger nicht in Berührung kommt und eine Verbreitung der 
Krankheit tunlichst ausgeschlossen ist . . . . u 

Ausführungsbestimmungen des Bundesrates, 
vom 21. Februar 1904 (Reichs-Gesetzblatt S. 98). 
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Zu § 14 des Reichsgesetzes. „. . . . Als geeignet zur Ab- 
sonderung sind nur solche Krankenhäuser oder Unterkunfts- 
räume anzusehen, in welchen die Absonderung des Kranken 
derart erfolgen kann, dass er mit anderen, als den zu seiner 
Pflege bestimmten Personen, dem Arzte oder dem Seelsor- 
ger nicht in Berührung kommt und eine Weiterverbreitung 
der Krankheit tunlichst ausgeschlossen ist." 

31. 

Ein Patient wurde auf seinen Antrag in das 
städtische Krankenhaus aufgenommen und dort 
verpflegt. Während seines Aufenthaltes im Spital 
trat bei ihm, im Zusammenhang mit seiner andern 
Krankheit, Gangrän (Brand) auf, welche eine Am- 
putation des rechten Beines nötig machte. Der 
Patient behauptete, bei rechtzeitiger Entdeckung 
des Leidens hätte eine so weitgehende Operation 
vermieden werden können. Er lehnte es bei 
seinem Austritte aus dem Spital ab, die Ver- 
pflegungs- und Operationskosten zu bezahlen. 
Die Spitalverwaltung ihrerseits behielt infolge- 
dessen einen Teil der Kleider und Gebrauchs- 
gegenstände zurück, welche der Patient ihr beim 
Eintritt zur Aufbewahrung übergeben hatte. Sie 
berief sich hierbei auf das von den städtischen 
Behörden erlassene »Krankenhaus - Reglement«, 
das die Spital Verwaltung ermächtigte, »die ihr zur 
Aufbewahrung übergebenen entbehrlichen Effekten 
der Patienten bis nach Begleichung der Spital- 
rechnung zurückzubehalten.« Der Patient be- 
schloss, von der Stadtgemeinde Schadenersatz 
wegen der fehlerhaften Behandlung, sowie Her- 
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ausgäbe der ihm angehörenden Gegenstände zu 
verlangen. 

32. 

In einer württembergischen Stadt errichtete 
die dort bestehende »Metzgergenossenschaft« (G. 
m. b. H.) auf einem ihr von der Stadtgemeinde 
unentgeltlich überlassenen Platz ein Schlachthaus. 
Sie setzte sodann eine Schlachthausordnung fest, 
worin u. a. bestimmt wurde, dass Metzger, welche 
nicht Mitglieder der Genossenschaft seien, für 
die Benutzung des Schlachthauses das Vierfache 
der Gebühren zu entrichten hätten, welche auf 
Mitglieder entfielen. Gemäss ihren Statuten legte 
dieMetzgergenossenschaft die Schlachthausordnung 
dem Gemeinderate »zur Genehmigung« vor. Der 
Gemeinderat erteilte die vorbehaltene Genehmi- 
gung und erliess nunmehr von sich aus eine 
»Schlachthaus- und Fleischschau-Ordnung«, in 
der — unter bestimmten , genauer angeführten 
Bedingungen — die Benützung der bestehenden 
Privatschlächtereien untersagt und, gemäss den 
Kompetenzen, welche das württembergische Ver- 
waltungsrecht den Ortspolizeibehörden überträgt, 
ein Zwang zur Benützung des von der Metzger- 
genossenschaft errichteten Schlachthauses einge- 
führt wurde. Die Gebührenansätze der von der 
Metzgergenossenschaft aufgestellten Schlachthaus- 
ordnung wurden ohne weiteres der Schlachthaus- 
ordnung des Gemeinderates einverleibt. Dieser 
Zustand blieb mehrere Jahre unangefochten, bis 
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sich die »Metzgergenossenschaft« weigerte, einen 
Metzger, der sich in der Stadt niedergelassen 
hatte, als Mitglied aufzunehmen. Dieser hatte 
sich im Widerspruch zu den Statuten der Metz- 
gergenossenschaft vertraglich verpflichtet, an einen 
Konsumverein Fleisch zu ermässigten Preisen ab- 
zugeben. Auf die Beschwerde des abgewiesenen 
Metzgers hin beschloss der Gemeinderat, die Ge- 
bührenansätze der Schlachthausordnung abzuän- 
dern: es sollten in Zukunft Metzger, welche nicht 
Mitglieder der Genossenschaft wären, das Dop- 
pelte der Gebühren der Genossenschaftsmitglieder 
bezahlen und »Metzger, welchen die Metzgerge- 
nossenschaft den Eintritt in die Genossenschaft 
ohne triftigen Grund verweigert, nur die Gebühren 
entrichten, welche für die Genossenschaftsmitglie- 
der festgesetzt sind«. Diesem Beschlüsse erteilte 
die Kreisregierung die vorbehaltene Genehmigung 
auf Grund des Gesetzes, das die Genehmigung 
der Kreisregierung vorsieht »bei der Feststellung 
der Gebühren für die Benützung von Gemeinde- 
anstalten, wenn deren Benützung den Beteiligten 
zur Zwangspflicht gemacht ist«. 

Die »Metzgergenossenschaft« ist der Ansicht, 
dass der Gemeinderat und die Kreisregierung das 
Recht verletzt haben. 

33. 

Nachdem die Landgemeinde B mit der Stadt 
A vereinigt worden war, forderte die städtische 
Sanitätspolizei den Schlächtermeister X auf, in 

Fl einer , Verwaltungsrecbtsfälle. 3 
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seiner — in der vormaligen Landgemeinde B ge- 
legenen — Privatschlächterei die dringendsten 
Reparaturen vorzunehmen. Der Schlächtermei- 
ster war dazu bereit, wenn man ihm Sicherheit 
dafür gewähre, dass er seine Privatschlächterei 
noch mindestens zehn Jahre lang betreiben dürfe 
und er während dieses Zeitraums von der Verpflich- 
tung befreit bleibe, das öffentliche Schlachthaus 
zu benutzen, das man damals zu errichten be- 
absichtigte. Am 1. März 1890 kam zwischen der 
städtischen Behörde und dem Schlächtermeister 
eine als »Vertrag« bezeichnete Uebereinkunft zu- 
stande, worin sich der Schlächtermeister zur 
Vornahme durchgreifender Reparaturen in seiner 
Privatschlächterei verpflichtete, andrerseits aber 
die Zusicherung empfing, dass er bis zum 1. März 
1901 im Betriebe seiner Privatschlächterei unbe- 
helligt gelassen werde. »Sollte vor dem 1. März 
1901 ein öffentliches Schlachthaus errichtet und 
der Schlachthauszwang eingeführt werden, so wird 
der Schlächtermeister der städtischen Behörde 
jährlich Mk. 200. — als Ersatz für die der Schlacht- 
hausverwaltung entgehenden Benutzungsgebühren 
bezahlen.« 

Am 1. Mai 1893 wurde in unmittelbarer 
Nähe der Liegenschaft des Schlächtermeisters 
ein städtisches Schlachthaus eröffnet und der 
Schlachthauszwang eingeführt. Fünf Jahre später 
kündigte die städtische Behörde dem Schläch- 
termeister an, sie bedürfe zur Erweiterung der 
Schlachthausanlagen desjenigen Teiles seiner 
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Liegenschaft, auf welchem die Privatschlächterei 
betrieben wurde ; sie sei bereit, in Kaufunterhand- 
lungen einzutreten, mache aber schon jetzt den 
Schlächtermeister darauf aufmerksam, dass sie, 
wenn eine Einigung nicht zustande komme, zur 
Zwangsenteignung greifen und sich so die Mög- 
lichkeit verschaffen werde, auf die Entschädigungs- 
summe den Mehrwert zur Anrechnung zu bringen, 
der infolge der Errichtung des öffentlichen 
Schlachthauses der Liegenschaft des Schlächter- 
meisters zugewachsen sei. Der Schlächtermeister 
beschloss, sich mit aller Energie zu wehren. Er 
erkundigt sich, welche rechtlichen Mittel ihm zu 
(iebote stehen. 

34. 

Durch den Funkenwurf der Lokomotiven 
wurden die an der Bahnlinie gelegenen Holz- 
Schuppen einer Gärtnerei entzündet und einge- 
äschert. Ebenso wurden junge Tannen und Gräser 
versengt. Der Gärtner forderte von der Eisenbahn- 
direktion Ersatz des Wertes der niedergebrannten, 
unversicherten Schuppen sowie der versengten 
Tannen und Gräser und verlangte ferner eine 
Entschädigung dafür, dass er die Schuppen nun- 
mehr werde in Stein aufbauen müssen und den 
Landstreifen längs der Bahnlinie nicht mehr 
werde zu Anpflanzungen benutzen können. Die 
Eisenbahndirektion lehnte grundsätzlich jede 
Schadenersatzpflicht ab: ein Verschulden der 
Bahnverwaltung liege nicht vor, und überdies 

3* 
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habe der Gärtner, als er das Grundstück hart an 
der Bahnlinie kaufte und dort eine Gärtnerei ein- 
richtete, mit derartigen Zufälligkeiten rechnen 
müssen. 

35. 

In der, einer privaten Eisenbahngesellschaft 
verliehenen, staatlichen Konzessionsurkunde ist 
folgende Bestimmung enthalten: 

: Die Eisenbahngesellschaft ist von jeder Be- 
steuerung durch Staat und Gemeinden befreit. — 
Diese Bestimmung findet jedoch keine Anwen- 
dung auf Immobilien und Geschäftszweige der 
Eisenbahngesellschaft, welche eine notwendige 
Beziehung zum Bahnbetrieb nicht haben.« 
Unter Hinweis auf diese Sätze wurde die 
Eisenbahngesellschaft nach Eröffnung ihres Be- 
triebes von den Steuerbehörden der Stadt X wegen 
des Betriebs der Bahnhofwirtschaft, die in einem 
besondern Gebäude untergebracht war, mit Ver- 
mögens- und Einkommensteuern belegt. Die 
Steuerbehörden gingen davon aus, da die Bahn- 
hofwirtschaft für die Summe von Mk. 50000 pro 
Jahr an einen Wirt verpachtet sei, so stelle das 
Gebäude einen Kapitalwert von 1 Million Mark 
dar. Nun gehörten von den Besuchern der Bahn- 
hofwirtschaft, nach summarischer Schätzung, ein 
Viertel nicht zur Kategorie der Beisenden, in- 
folgedessen werde der Kapitalwert des Wirtschafts- 
gebäudes nur zu einem Viertel der Besteuerung 
unterworfen. Derselbe Grundsatz müsse aber 
auch zur Anwendung kommen bei der Berech- 
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nung des Einkommens (Mk. 50000), das die Eisen- 
bahngesellschaft aus dem Betriebe der Bahnhof- 
wirtschaft ziehe. Zu bemerken ist, dass der Päch- 
ter der Bahnhofwirtschaft daneben noch selbstän- 
dig Einkommensteuern zu entrichten hat. 

Die Stadtgemeinde X verlangt überdies von 
der Eisenbahngesellschaft die — in der Form 
eines Zuschlages zur Vermögenssteuer erhobene — 
Abgabe für die städtische Strassenbeleuchtung. Die 
Abgabe ist von dem Eigentümer eines jeden an 
eine öffentliche Strasse stossenden Hauses zu ent- 
richten. 

Auf die Erklärung der Eisenbahngesellschaft 
hin, sie verweigere gemäss ihrer Konzessionsur- 
kunde grundsätzlich die Bezahlung der ihr auf- 
erlegten Steuern, haben die Steuerbehörden er- 
klärt, sie beharrten auf ihrer Forderung und be- 
hielten sich vor, falls die Eisenbahngesellschaft 
renitent bleibe, den zuständigen öffentlichen Or- 
ganen anheimzustellen, den in dem städtischen 
Ortsstatute vorgesehenen »Bedürfnis-Paragraphen 
(Reichs-Gewerbeordnung § 33) gegen die Bahn- 
Ii ofwirtschaft zur Geltung zu bringen. 

36. 

Eine private Eisenbahngesellschaft verpflich- 
tete sich vertraglich gegenüber einer Stadtge- 
meinde, ihre Zufahrtslinie und ihr Stationsgebäude 
an eine andere Stelle der Stadt zu verlegen und 
dort einen neuen Personenbahnhof mitsamt den 
Zufahrtsstrassen zu erstellen. Als Gegenleistung 
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sicherte die Stadtgemeinde der Eisenbahngesell- 
schaft eine Subvention von Mk. 100000 zu. Nach 
Fertigstellung der Arbeiten übertrug die Eisen- 
bahngesellschaft vertragsgemäss das Eigentum an 
den Zufahrtsstrassen unentgeltlich auf die Stadt- 
gemeinde. Diese verlangte ihrerseits von den 
Anliegern der Zufahrtsstrassen die ortsstatuta- 
rischen Anliegerbeiträge. Die Stadtgemeinde be- 
gründete ihren Anspruch damit, sie habe in der 
Subventionssumme den Gegenwert für die Zu- 
fahrtsstrassen ausgelegt und dürfe daher von den 
Anliegern, denen durch die Anlegung der Strasse 
ein erheblicher Vermögensvorteil zugefallen sei, 
die Strassenanliegerbeiträge einfordern. Eventuell 
machte die Stadtgemeinde geltend, sie könne die 
Strassenanlieger, welche ihre Grundstücke nach 
der Anlegung der Strasse bebaut hätten, auf 
Grund der ungerechtfertigten Bereicherung in An- 
spruch nehmen, weil die Anlieger Strassenbeiträge 
erspart hätten, die sie nach dem Ortsstatut zu 
zahlen verpflichtet gewesen wären, wenn die 
Stadtgemeinde die Zufahrtsstrassen von sich aus 
erstellt hätte und weil den Grundstücken minde- 
stens eine den Anliegerbeiträgen gleichkommende 
Werterhöh urig zugewachsen sei. Wie ist zu ent- 
scheiden? 

37. 

Als auf Grund eines Kaufvertrages ein Haus, 
in dem seit mehr als fünfzig Jahren eine Wirt- 
schaft betrieben wurde, auf einen neuen Erwerber 
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überging, erhob die zuständige Finanzbehörde 
dem Gesetze gemäss von dem Käufer die »Immobi- 
liarkauf-Stempelabgabe« und zwar von dem vollen, 
im Kaufvertrage genannten Betrag von Mk. 150000. 
Dieser Kaulpreis setzte sich zusammen aus 
Mk. 80000 für das Gebäude, Mk. 40000 für die 
Kundschaft und Mk. 30000 für die »Abtretung 
der Wirtschaftskonzession«. Gleichzeitig eröffnete 
die Behörde dem neuen Eigentümer unter Be- 
rufung auf den im Ortsstatute vorgesehenen »Be- 
dürfnisartikel«, dass dem Gesuch um »Ueber- 
tragung der Wirtschaftskonzession auf seinen 
Namen« nur entsprochen werden könne, wenn 
er die binnen Jahresfrist fölligen Strassenbeiträge 
schon jetzt auf seiner Liegenschaft hypothekarisch 
sicherstelle. Der neue Eigentümer erkundigt sich, 
ob die Forderungen der Behörde rechtlich be- 
gründet sind. 

38. 

Zwischen der Eigentümerin eines an einer 
städtischen Strasse gelegenen Hauses und der 
Stadtbehörde sind Differenzen entstanden: Der 
Ehemann der Hauseigentümerin hatte im Jahr 
1895 mit der Stadtbehörde einen Vertrag abge- 
schlossen, worin der Ehemann eine von ihm zur 
Ableitung des Küchenwassers hergestellte Kanal- 
leitung der Stadt abtrat, die Stadtbehörde dagegen 
als Vergütung die unentgeltliche Benützung der 
Entwässerungsanlage und die Befreiung von allen 
>für Instandhaltung oder Unterhalt der Strasse 
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und der Sicherheit des Strassenverkehrs zu er- 
hebenden Beiträgen;: zugestand. Im Jahr 1905 
wurde die erwähnte Kanalleitung an das allge- 
meine städtische Kanalisationsnetz angeschlossen 
und die öffentliche Beleuchtung und probeweise die 
Holzpflasterung in der Strasse eingerichtet. Die 
Stadtbehörde forderte daraufhin alle Strassenan- 
lieger, darunter auch die erwähnte Hauseigen- 
tümerin, zur Bezahlung der »Kanalgebühr«, der 
> Beleuchtungssteuer & und eines Beitrages von 50 
Prozent an die Kosten der Holzpflasterung auf. 
Sie berief sich zur Rechtfertigung auf ihr Orts- 
statut und auf die diesem zu Grunde liegenden 
gesetzlichen Bestimmungen, welche den Gemeinden 
die Einführung von Benutzungsgebühren gestat- 
ten, sowie von Beiträgen zu den Kosten für Her- 
stellung und Unterhaltung von Anstalten, welche 
das öffentliche Interesse erfordert. Die Einwen- 
dung der Hauseigentümerin, es würden in keiner 
andern Strasse der Stadt Pflasterungsbeiträge er- 
hoben, wies die Behörde zurück mit der Be- 
gründung, gegen den Zusatz zum Ortsstatut, 
welcher für diese eine Strasse die erwähnten Bei- 
träge festgesetzt habe, hätten seiner Zeit die Inter- 
essenten bei der Aufsichtsinstanz Beschwerde 
eingereicht ; die Aufsichtsinstanz habe jedoch den 
Zusatz genehmigt und damit sei dieser für alle 
Staatsbehörden, auch für die Verwaltungsgerichte, 
unanfechtbar geworden. Ebenso beruhe die Er- 
hebung der Beleuchtungsabgabe auf der von der 
Aufsichtsbehörde genehmigten ortsstatutarischen 
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Vorschrift, derzufolge die Stadtgemeinde zur De- 
ckung der Kosten der öffentlichen Beleuchtung 
eine Beleuchtungssteuer beziehe »für alle Gebäude, 
die auf einem Grundstücke stehen, welches nicht 
weiter als 60 Meter von einer öffentlichen Laterne 
entfernt ist. Die Beleuchtungssteuer beträgt ! /2°/oo 
des Brandversicherungswertes der betreffenden 
Gebäude«. Die Hauseigentümerin bestreitet, die 
ihr auferlegten Abgaben zu schulden. 

39. 

Kläger wohnt in Bremen und betreibt dort 
das Geschäft eines Bauunternehmers. In den 
letzten Jahren ist ihm jedoch die Errichtung einer 
grösseren Zahl von Fabrikgebäuden in einer würt- 
tembergischen Gemeinde übertragen worden. In- 
folgedessen hat ihn die zuständige württember- 
gische (Staats-) Steuerbehörde für das Einkommen, 
das ihm in Württemberg zugeflossen ist, besteuert, 
und die Gemeinde, in der er die Gebäude errichtet, 
hat von ihm eine Abgabe verlangt, weil in un- 
mittelbarer Nähe der Bauplätze eine Gaslampe 
der öffentlichen Beleuchtung über die reglemen- 
tarische Zeit hinaus hat angezündet bleiben müs- 
sen. Bremen hat von dem in Württemberg zur 
Steuer herangezogenen Einkommen seinerseits 
keine Steuern erhoben, wohl aber den Betrag des 
inWtirttemberg gewonnenen Einkommens (7000 M.) 
bei der Feststellung derjenigen Steuersumme in 
Rechnung gestellt, von der ab die Pflicht zur 
Entrichtung der (staatlichen, bremischen) Progres- 
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sivsteuer eintritt. 

Der Klüger beschwert sich über das Verfah- 
ren der württembergischen, wie der bremischen 
Steuerbehörden. Er verlangt zu wissen, ob und 
wo er nach Reichs- und Landesrecht steuer- 
pflichtig sei. 

Aus dem württembergischen Landesrecht fal- 
len folgende Bestimmungen in Betracht: 

Einkommensteuergesetz vom 8. August 1903: 

Art. 3. „Ohne Rücksicht auf Staatsangehörigkeit, Wohn- 
sitz oder Aufenthalt unterliegen der Einkommensteuer alle 
Personen mit dem Einkommen a) aus dem in Württemberg 
gelegenen Grund- und Gebäudebesitz und aus daselbst be- 
triebenen Gewerben . . . 

Gesetz betr. die Gewerbesteuer, vom 28. April 
1873/8. August 1903: 

Art. 1. „Der Gewerbesteuer unterliegen die im Lande 
betriebenen stehenden Gewerbe jeder Art, wogegen der Ge- 
werbebetrieb im Umherziehen der durch das Gesetz vom 
15. Dezember 1899 geregelten Wandergewerbesteuer unter- 
liegt.« 

40. 

Eine Stadtgemeinde verkaufte dem Reich zu 
militärischen Zwecken eine Liegenschaft für den 
Betrag von Mk. 100 000. In dem Kaufvertrage 
wurde vereinbart, dass alle mit diesem Eigen- 
tumsübergang verbundenen Abgaben und Sportein 
das Reich übernehme. Die Stadtgemeinde legte, 
nach gesetzlicher Vorschrift, den Kaufvertrag der 
zuständigen (Landes-)Regierungsbehörde zur Ge- 
nehmigung vor. Die Regierung genehmigte und 
setzte, gemäss dem Sporteltarif, für die Erteilung der 
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Genehmigung eine Sportel von Mk. 1000 an. Die 
Gemeinde weigerte sich, den Sportelbetrag zu be- 
zahlen ; sie erklärte, das Reich habe im Vertrage 
die Pflicht zur Entrichtung aller Abgaben über- 
nommen. Nun könne aber vom Reiche eine 
Sportel nicht erhoben werden, weil das massge- 
bende Landesgesetz bestimme, dass das Staats- 
oberhaupt, der Staat und das Reich von der Zah- 
lung der im Sporteltarif aufgeführten Sportein be- 
freit seien. 

41. 

Die städtische Schlachthausordnung hat den 
Schlachthauszwang eingeführt und die Gebühren 
für die Benützung des Schlachthauses festgesetzt. 
Um die Erregung der Privatschlächter etwas zu 
beschwichtigen, hat die Schlachthausordnung die 
Polizei ermächtigt, bis auf weiteres das Schlach- 
ten von Schweinen in den bisherigen Privat- 
schlächtereien weiterzugestatten. Die Privat- 
schlächter hätten die lebenden Tiere dem Kon- 
trollamt vorzuführen und dabei für die Erlaub- 
nis zur Privatschlachtung eine Verwaltungsgebühr 
von einer Mark pro Stück zu entrichten. Für 
die Bemessung dieser Gebühr ist massgebend ge- 
wesen das Bestreben, den Einnahmenausfall zu 
decken, der dem städtischen Schlachthaus durch 
die Zulassung dieser Privatschlachtungen ent- 
steht. Mehrere Metzger behaupten, die Gebühr 
überschreite alles Mass; sie werde nach Grund- 
sätzen berechnet, die wider alles Recht verstiessen. 
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Es ist zu prüfen, ob diese Einwendungen stich- 
haltig sind. 

42. 

Der Kläger besass zwei Grundstücke dicht 
nebeneinander. Das eine, kleinere Grundstück 
verkaufte er einer Baugesellschaft. Die Bauge- 
sellschaft bezahlte kein Bargeld, aber sie ver- 
sprach, dafür zu sorgen, dass der Kläger wegen 
des ihm verbleibenden grössern Grundstückes 
nicht werde zu Strassenbeiträgen herangezogen 
werden. Einen Streifen des kleineren Grund- 
stückes verkaufte die Baugesellschaft ihrerseits der 
Stadtgemeinde, als diese sich auf dem Vertrags- 
wege das Areal für die Anlegung der Strasse ver- 
schaffte. Es wurde zwischen der Baugesellschaft 
und der Stadtgemeinde vereinbart, die Stadtge- 
meinde habe kein Bargeld zu entrichten, dafür 
aber dem Vertrage beizutreten, den die Bauge- 
sellschaft mit dem Kläger abgeschlossen hatte. 
Der Kläger willigte ein, und die Stadtgemeinde 
erklärte den Beitritt. Die Strasse wurde ange- 
legt. Im gegebenen Zeitpunkt forderte jedoch die 
Stadtgemeinde von allen Anliegern, so auch vom 
Kläger, Strassenbeiträge. Der Kläger verlangt 
Ausschluss darüber, wie er sich dieser Forderung 
gegenüber verhalten soll. 

43. 

Die Eigentümer der Gebäude, die an die städ- 
tische Trinkwasserleitung angeschlossen sind, ha- 
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ben der Stadtverwaltung ein Entgelt zu entrich- 
ten von 2% des Mietwertes der Wohnungen, die 
in den Gebäuden vorhanden sind. Ein Haus- 
eigentümer behauptet, eine solche » Abonnements- 
Bedingung« sei ungültig. 

44. 

Ein Wirt weigert sich, einer Zahlungsauffor- 
derung der städtischen Behörde nachzukommen, 
durch welche von ihm verlangt werden : die 
Kosten der durch einen Sachverständigen vor- 
genommenen periodischen Revision des Bier- 
druckapparates mit Mk. 5, ferner die schon seit vier 
Wochen verfallene Hundesteuer mit Mk. 10 und 
endlich ein Restbetrag des Wasserzinses für das ab- 
gelaufene halbe Jahr mit Mk. 2. Der Wirt macht 
geltend, das Sachverständigen-Honorar habe die 
städtische Verwaltung zu tragen. Aber auch die 
Hundesteuer schulde er nicht: die Behörde 
habe, statt ihn persönlich aufzufordern, sich da- 
mit begnügt, in den Lokalblättern die allgemeine 
Ankündigung zu erlassen, »sämtliche hier woh- 
nende Hundebesitzer werden aufgefordert, in- 
nerhalb acht Tagen die Hundesteuer mit Mk. 10 
an die Stadtkasse zu entrichten, ansonst Zwangs- 
beitreibung erfolgt«. Das sei an sich unzulässig, 
denn da für die Erhebung der direkten Gemeinde- 
steuern die Benachrichtigung jedes einzelnen 
Steuerzahlers vorgeschrieben sei, so müsse dies, 
in Ermangelung abweichender Vorschriften, auch 
für die Erhebung aller anderen öffentlichen Ab- 
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gaben gelten. Ueberdies falle in Betracht, dass 
er als Eigentümer einer abgelegenen Wirtschaft 
von der Hundesteuer überhaupt befreit sei, weil 
das Gesetz die Befreiung allen Personen gewähre, 
welche zur Bewachung ihres Hauses einen Hund 
verwenden müssten. Die Bezahlung des Wasser- 
zinses verweigere er, trotzdem er den Betrag 
in früheren Jahren auf Grund des ihm seiner 
Zeit ausgehändigten Begulativs über die Wasser- 
gebühren entrichtet habe. Denn der Betrag von 
Mk. 2 werde erhoben für zwei Zimmer, die er in 
einem Nachbarhause gemietet habe, in welchem 
ein Wasserhahnen lediglich in der Küche an- 
gebracht sei. Das städtische Begulativ enthalte 
eine ungültige Anordnung, wenn es bestimme, 
dass für jeden bewohnten Baum der Wasserzins 
pro halbes Jahr Mk. 1 betrage, und wenn es ferner 
anordne, dass der Wasserzins für die von dem 
Hauseigentümer benutzten Bäume von diesem 
selbst, für die von Mietern bewohnten Bäume aber 
von den Mietern zu entrichten sei. Im übrigen, 
so führt der Wirt weiter aus, weigere er sich 
grundsätzlich, irgend welche Bedeutung einem 
als Zahlungsaufforderung bezeichneten Schrift- 
stücke beizulegen, das nicht einmal eine Unter- 
schrift trage; denn am Fusse des Schriftstückes 
sei lediglich mit Trockenstempel der Vermerk 
angebracht »Die Stadtbehörde«. 

45. 

Als eine Stadtgemeinde in ihren Strassen die 
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Kanalisation ausführen Hess, stiessen die städti- 
schen Arbeiter vor dem Hause Nr. 10 auf einen 
unter dem Strassenareal gelegenen ausgebauten 
Hohlraum, der mit dem Keller des Hauses Nr. 10 
in unmittelbarem Zusammenhange stand. Dieser 
Hohlraum wurde seit mehr als hundert Jahren 
kraft einer dem jeweiligen Eigentümer des Hauses 
Nr. 10 zustehenden Grundgerechtigkeit als Auf- 
bewahrungsraum benützt. Die Stadtgemeinde ver- 
langte, um die Kanalisationsarbeiten durchführen 
zu können, Räumung des Hohlraumes, soweit dieser 
in den Strassenkörper hineinrage. Der Eigentümer 
des Hauses Nr. 10 lehnte jedoch dies Ansinnen 
ab, und auch eine polizeiliche Verfügung, welche 
ihm die Räumung auftrug, blieb ohne Erfolg. 
Infolgedessen wurde der Raum durch die städti- 
schen Arbeiter, gemäss Anweisung der zuständigen 
Behörde, von der Strassenseite her an der Grenze 
des Privatgrundstücks Nr. 10 zugemauert und so 
der Benutzung des Hauseigentümers entzogen. 
Der Hauseigentümer beschwerte sich vergeblich 
bei den höheren Verwaltungsbehörden. Er ent- 
schloss sich daher, den Rechtsweg zu betreten 
und die Stadtgemeinde entweder zur Einleitung 
des Expropriationsverfahrens oder zur Bezahlung 
einer Schadenersatzsumme zu zwingen. Der Haus- 
eigentümer wies nach, dass ihm infolge Entziehung 
des Hohlraums ein Schaden entstehe, der auf die 
kapitalisierte Summe von Mk. 4000 angesetzt 
werden müsse. Die Stadtgemeinde bestritt die 
Begehren des Hauseigentümers. Sie machte even- 
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tuell geltend, von einem Schaden könne nicht 
gesprochen werden, denn durch die, nach dem Orts- 
statute obligatorische, Anschliessung des Hauses 
Nr. 10 an die städtischen Abzugskanäle wachse 
dem Haus Nr. 10 ein dauernder Mehrwert zu, 
dessen Betrag, wie Sachverständige bezeugen 
würden, die Summe von Mk. 4000 übersteige. 

46. 

Dem Kläger werden, zum Zweck der Anlegung 
eines öffentlichen Kanals, 20 Morgen seines Gutes 
expropriiert, das im Ganzen 60 Morgen umfasst. 
Der Kläger verlangt neben dem Betrag für die 
expropriierte Parzelle eine Entschädigung dafür, 
dass ihm die Privatjagdberechtigung auf dem 
Restgrundstück verloren gehen werde. Das mass- 
gebende Landesrecht gestattet dem Grundeigen- 
tümer die Ausübung der Jagd nur »auf einem 
zusammenhängenden Grundbesitz von mehr als 
50 Morgen«. Der Kläger anerbietet Beweis dafür, 
dass er durch den Wegfall der Jagd einen jähr- 
lichen Ausfall von Mk. 70 erleide. Der Expro- 
priant weist dieses Begehren zurück. Er macht 
darauf aufmerksam, dass er dem Kläger eine un- 
mittelbar an dessen Gut stossende Parzelle von 
12 Morgen zum Kaufe angeboten habe und ihn 
hierdurch in den Stand habe setzen wollen, seinen 
Grundbesitz wieder auf mehr als 50 Morgen zu 
bringen. Als Kaufpreis für den Morgen habe er 
den Betrag verlangt, der im Expropriationsver- 
fahren für jeden der 20 expropriierten Morgen 
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werde festgestellt werden. Der Kläger habe es 
jedoch abgelehnt, auf das Anerbieten einzutreten.— 
Ferner fordert der Kläger einen weiteren Betrag 
von Mk. 5000. — mit der Begründung, der an- 
zulegende Kanal werde sein Wohnhaus, von dem 
aus er sein Gut bewirtschafte, von seinem übrigen 
Grundbesitz abschneiden; dadurch werde die 
Wirtschaftsführung erheblich erschwert. 

47. 

Zum Zwecke der Verbreiterung einer Strasse 
will die Stadtgemeinde die Liegenschaft des 
Klägers, eines Apothekers, im Wege der Ex- 
propriation erwerben. Bei der Feststellung der 
Entschädigung ist Streit entstanden. In dem ex- 
propriierten Wohnhaus des Klägers ist seit ca. 70 
Jahren eine auf einer persönlichen Konzession 
beruhende Apotheke betrieben worden. Der Kläger 
verlangt, dass man diesen Umstand als einen 
werterhöhenden Faktor bei der Ermittelung der 
Expropriationssumme in Berechnung ziehe. Er 
verlangt ferner, dass der Antrag der Stadtgemeinde 
abgelehnt werde, demzufolge ihm nicht der volle 
Wert der enteigneten Liegenschaft ersetzt werden 
sollte, weil dem Eigentümer des Hintergebäudes ein 
Wegrecht über die Liegenschaft des Klägers 
zusteht. Die Baupolizei hatte seiner Zeit der 
Genehmigung zur Ueberbauung des hinteren 
Grundstückes die Bedingung beigefügt, dieses Weg- 
recht müsse dauernd erhalten bleiben. Infolge der 
Beseitigung der Apotheke (des Vorderhauses) kommt 

PI ein er, Verwaltungsrechtsfälle. 4 
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das Hintergebäude unmittelbar an die öffentliche 
Strasse zu liegen. 

48. 

Beim Bau einer neuen Linie der Staatseisen- 
bahnen wurden auf Anordnung der zuständigen 
staatlichen Verwaltungsbehörde wesentliche Ver- 
änderungen an dem Bette eines öffentlichen Flusses 
vorgenommen. Infolge dieser Arbeiten veränderte 
sich der Lauf des Flusses so sehr, dass einer an 
dessen unterer Strecke gelegenen Mühle der 
grösste Teil des ihr bisher zugeflossenen Was- 
sers entzogen wurde. Der Eigentümer der 
Mühle klagte gegen die Verwaltungsbehörde vor 
den Civilgerichten auf Wiederherstellung des 
früheren Wasserlaufes und auf Entschädigung 
für die ihm durch die Veränderung des Fluss- 
bettes und des Flusslaufes zugefügten Nachteile. 
Er berief sich zur Begründung seiner Klagbegehren 
auf sein Eigentum an der Mühle und auf das 
seinem Bechtsvorgänger vom Staate verliehene 
besondere Wassernutzungsrecht. Beide Instanzen 
traten jedoch auf die Beurteilung der Klage wegen 
Unzulässigkeit des Bechtsweges nicht ein. Der 
Kläger gelangte infolgedessen an die Verwaltungs- 
gerichte, wurde jedoch auch hier abgewiesen, 
weil die Beurteilung einer derartigen Klage nicht 
in die Zuständigkeit der Verwaltungsbehörden 
und Verwaltungsgerichte falle. Der Kläger ist 
entschlossen, den Kompetenzgerichtshof anzurufen, 
wünscht jedoch zuvor ein Gutachten zu erhalten, 
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das ihn über die prozessuale, wie materiellrecht- 
liche Lage des Rechtsfalles aufklären soll. 

49. 

Die zuständige Polizeibehörde der Stadt A 
(Pommern) verfügte durch öffentliche Bekannt- 
machung, dass an einem bestimmten Tage die 
zwei Hauptstrassen, durch welche sich ein Fest- 
zug bewegen werde, im Interesse der öffentlichen 
Sicherheit von nachmittags 2 Uhr bis abends 9 
Uhr für den Verkehr der Strassenbahn (Pferde- 
bahn) und der Droschken gesperrt seien. Die 
Polizeibehörde befahl der Strassenbahngesellschaft 
ausserdem, an dem genannten Tage zur Bewälti- 
gung des Verkehrs ihre Wagen bis Mitternacht, 
d. h. zwei Stunden über die in der Konzessions- 
urkunde vorgesehene Zeit hinaus, fahren zu lassen. 

Nach dem Festtage gelangten die Inhaber der 
»konzessionierten Fuhrhaltereien« und die Direk- 
tion der Strassenbahngesellschaft an die städtischen 
Behörden und verlangten Ersatz des ihnen durch 
die Strassensperrung entstandenen Schadens. Die 
Strassenbahngesellschaft beanspruchte überdies 
Ersatz der Auslagen (Arbeitslöhne u. s. f.), welche 
ihr der Betrieb von 10 — 12 Uhr nachts verursacht 
habe. Die Stadtbehörden bestritten grundsätzlich 
jede Schadenersatzpflicht und machten darauf auf- 
merksam, dass ein eventueller Schaden durch 
die Mehreinnahmen, welche die Strassenbahn- 
gesellschaft infolge des grossen Zudranges jenes 
Tages erzielt habe, ausgeglichen sei. 

4* 
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50. 

Der Rechts Vorgänger des Klägers hat mit 
einem Herrschaftsgute eine Fährgerechtigkeit er- 
worben. Der Kläger selbst hat diese Gerechtigkeit 
Jahre lang unangefochten ausgeübt und erhebliche 
Einnahmen daraus gezogen. In der neueren Zeit 
ist jedoch von der Staatsbehörde einer privaten 
Eisenbahngesellschaft die Erlaubnis erteilt worden, 
in unmittelbarer Nähe der Fähre eine Eisenbahn- 
brücke mit Fussgängersteig zu errichten. Nach 
der Eröffnung der Brücke sind die Einnahmen 
der Fähre rasch zurückgegangen. Der Inhaber 
der Fährgerechtigkeit beschliesst deshalb, auf Er- 
satz seines Schadens zu klagen. 

i 

51. ! 
Der Eigentümer eines Hotels — im ehemaligen 
Herrschaftsgebiete des Allgemeinen Preussischen 
Landrechts — erhebt gegen die Stadtgemeinde eine 
Schadenersatzforderung von Mk. 20000. Er grün- 
det sie auf folgende unbestrittene Tatsachen : Das 
H ötel ist dicht am Flusse, am Zugang zur alten Brücke 
errichtet worden, die zwei Stadtteile verbindet. Vor 
drei Jahren hat man die alte Brücke abgebrochen 
und durch eine neue ersetzt. Während der ganzen 
Bauzeit ist der Verkehr über eine weiter unten 
gelegene provisorische Notbrücke geleitet worden. 
Infolgedessen ist der Zugang zum Hötel von der 
Flussseite her drei Jahre lang unterbrochen ge- 
wesen. Der Lärm des Brückenbaus und dieVer- 
sperrung der Aussicht durch Baugerüste haben die 

i 

I 
i 
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Frequenz des Hotels wesentlich beeinträchtigt und 
die Einnahmen aus der Vermietung der Verkaufs- 
magazine im Erdgeschoss des Hotels bedeutend 
herabgedrückt. 

52. 

Ein Offizier, der der Feldgeräte Verwaltungs- 
kommission zugeteilt war, hatte den Auftrag er- 
halten, die von der Kommission angekauften 
Glühzünder zu prüfen und dabei festzustellen, ob 
gute und ordnungsmässige Ware geliefert worden 
sei. Der Offizier, der eine solche Arbeit noch nie 
besorgt hatte, nahm die Prüfung in einem Hinter- 
hofe der Kaserne vor. Er hob einige Stücke aus den 
Kisten heraus und brachte sie durch den elektrischen 
Strom zur Explosion. Die verbrauchten Zünder 
wurden auf Befehl des Offiziers über den Zaun 
in das hinter dem Kasernenhof gelegene Wäldchen 
geworfen. Dort fand ein Knabe ein solches Stück 
und begann damit zu spielen. Plötzlich explo- 
dierte der Zünder und zertrümmerte dem Knaben 
die rechte Hand. Die Untersuchung stellte fest, 
dass man mehrere Zünder, die noch nicht explo- 
diert waren, aus Versehen mit über den Zaun 
geworfen hatte. Der Vater des Knaben belangte 
den Militärfiskus auf Schadenersatz. Der Fiskus 
erklärte, nicht zu haften. 

53. 

Der Besucher einer städtischen Flussbadan- 
stalt fiel auf einer schlecht unterhaltenen Holz- 
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treppe und brach sich ein Bein. Am selben 
Tag schwamm ein anderer Besucher, allgemeiner 
Sitte gemäss, in den Fluss hinaus, geriet dabei in 
einen Strudel und ertrank. Die Polizei hatte es 
unterlassen, die gefährliche Stelle durch ein Zeichen 
kenntlich zu machen. Haftet die Stadtgemeinde 
den Geschädigten (dem Manne, der das Bein ge- 
brochen und den Hinterbliebenen des Ertrunke- 
nen) für diese Unfälle? 

54. 

Bei der Anlegung einer städtischen Strasse 
wurde aus Versehen ein kleiner Streifen des 
Grundstückes des Klägers zum Strassenareal ge- 
zogen, ohne dass man zuvor sich mit dem Kläger 
verständigt oder die Expropriation eingeleitet hätte. 
Der Kläger verlangt deshalb juristische Auskunft 
darüber, ob und wie er die Stadtgemeinde zwingen 
könne, die Strasse bis an die Grenze seines Grund- 
stückes zurückzuverlegen und welche Mittel ihm 
zur Abwehr dieses Eingriffes überhaupt zu Gebote 
stünden. 

55. 

Der Kläger belangt nach der Verbüssung einer 
Gefängnisstrafe den Fiskus auf Rückerstattung der 
Summe von Mk. 500, die ihm die Geföngnis- 
direktion durch Konfiskation entzogen hatte. Dem 
Kläger war es nämlich beim Antritt seiner Strafe 
gelungen, eine in seine Weste eingenähte Fünf- 
hundertmark-Nole in seine Zelle einzuschmuggeln. 
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Bald darauf wurde dies entdeckt, und die Gefäng- 
nisdirektion brachte die Vorschrift der, vom zu- 
ständigen Ministerium erlassenen und in jeder 
Zelle angeschlagenen, Gefängnisordnung zur An- 
wendung, derzufolge alles Geld, das von dem 
Sträfling bei seinem Eintritt in die Anstalt der 
Direktion nicht abgeliefert, sondern von ihm ver- 
heimlicht würde, eingezogen und der Unterstüt- 
zungskasse der Gefängniswärter zugewiesen werden 
sollte. Der Fiskus hielt der Klage entgegen, der 
Rechtsweg sei unzulässig, im übrigen aber seien 
die Mk. 500 dem Kläger zu Recht entzogen 
worden. 

56. 

Einem in dem städtischen Krankenhaus unter- 
gebrachten Kranken haben seine Angehörigen 
wiederholt entgegen der Krankenhaus- Ordnung 
Esswaren gebracht. Als alle Warnungen des 
Wärterpersonals und der Aerzte erfolglos geblieben 
sind, hat man eines Tages auf Befehl der Direk- 
tion den erwähnten Angehörigen die mitgebrachten 
Esswaren weggenommen und dem städtischen 
Armenhaus abgeliefert. Der Patient und die An- 
gehörigen wünschen Aufschi uss darüber zu be- 
kommen, ob sie sich gegen diesen Eingriff nicht 
wehren können. Die Direktion beruft sich zu 
ihrer Rechtfertigung auf das von ihr, gemäss einem 
Auftrage des Ortsstatuts, erlassene, in allen 
Räumen des Krankenhauses angeschlagene An- 
staltsreglement, das vorschreibt: »Esswaren und 
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Weine dürfen ohne besondere ärztliche Erlaubnis 
den Patienten von den Besuchern nicht zugeführt 
werden. Die Direktion behält sich vor, die dem 
Verbote zuwider eingeführten Esswaren zu Hän- 
den des städtischen Armenhauses zu konfiszieren; 
auch kann Besuchern, die dem Verbot beharrlich 
zuwiderhandeln, das Betreten des Krankenhauses 
untersagt werden.« 

57. 

Der Angeklagte ist gemäss Reichs-Strafgesetz- 
buch, § 366, Ziff. 10 bestraft worden, weil er die 
Weisung eines Polizeibeamten, durch die belebte 
Strasse im Schritt zu reiten, nicht befolgt hat. 
Der Richter hat, entgegen den Ausführungen des 
Angeklagten, die Vorschrift des Landesrechtes für 
gültig angesehen, derzufolge »jedermann verpflichtet 
ist, den zur Vermeidung von Verkehrsstörungen 
in einzelnen Fällen getroffenen polizeilichen An- 
ordnungen Folge zu leisten«. 

Reichs-Strafgesetzbuch § 366: „Mit Geldstrafe bis zu 
sechzig Mark oder mit Haft bis zu vierzehn Tagen wird 
bestraft: ... 10) Wer die zur Erhaltung der Sicherheit, Be- 
quemlichkeit, Reinlichkeit und Ruhe auf den öffentlichen 
Wegen, Strassen, Plätzen oder Wasserstrassen erlassenen 
Polizei- Verordnungen übertritt. 44 

58. 

Durch Verfügung der städtischen Polizeibe- 
hörde wurde dem Leiter der Heilsarmee verboten, 
Versammlungen — auch wenn sie in geschlossenen 
Privaträumen abgehalten würden — an Werk- 
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tagen nach 5 Uhr abends und an Sonntagen 
nach 12 Uhr mittags zu veranstalten. Als Grund 
gab die Verfügung an, der ungewöhnliche Kult 
der Heilsarmee habe in letzter Zeit wiederholt 
vor die Versammlungslokale eine grössere Men- 
schenmenge gelockt, die der Heilsarmee ihr Miss- 
fallen durch Lärm zu erkennen gegeben habe. 
Dadurch sei die öffentliche Ordnung gestört worden. 
Der Leiter der Heilsarmee focht diese Verfügung 
beim Verwaltungsgerichte an. Die Polizeibe- 
hörde erwiderte, sie sei in der Wahl der polizei- 
lichen Mittel frei. 

59. 

Einem Theaterunternehmer war am 1. Ok- 
tober 1905 die Aufführung eines bestimmten 
Theaterstückes verboten worden. Zu Beginn der 
folgenden Spielzeit (1. Oktober 1906) beabsichtigte 
der erwähnte Unternehmer, aufs neue um die 
Erlaubnis zur Aufführung einzukommen. Er 
wollte dabei die Behörde darauf aufmerksam 
machen, dass der Grund, mit dem sie im Vor- 
jahre das Verbot begründet hatte, nämlich die 
Furcht vor einer Erregung öffentlichen Aerger- 
nisses, sich als hinfällig erwiesen habe, weil das 
Stück im vergangenen Winter in andern Staaten 
Deutschlands wiederholt aufgeführt worden sei, 
ohne dass die Polizei dagegen habe einschreiten 
müssen. Ein rechtskundiger Freund riet jedoch 
dem Theaterunternehmer von diesem Schritte ab, 
da res judicata vorliege. 
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60. 

Der Kläger war bei der Stadtbehörde erfolg- 
los um die Erlaubnis eingekommen, auf einem 
öffentlichen Platze während der Sommermonate 
eine Verkaufsbude (Verkauf von Blumen) errich- 
ten zu dürfen. Da ihm die Erlaubnis seit sehr 
langer Zeit Jahr für Jahr erteilt worden war, so be- 
schwerte er sich bei den zuständigen Instanzen 
über diese »Willkür«. Die Beschwerde wurde je- 
doch abgewiesen. Der Kläger gelangte darauf an 
die Verwaltungsgerichte; doch diese traten auf 
eine materielle Behandlung gar nicht ein, weil 
ein »unüberprüfbarer Akt des freien Ermessens« 
der Verwaltungsbehörde vorliege. Nun versuchte 
es der Kläger mit einer Civilklage. Allein die 
Civilgerichte erklärten den Rechtsweg für unzu- 
lässig. Der Kläger fragt deshalb, ob er nicht 
durch irgend ein Mittel entweder die Verwaltungs- 
gerichte oder die Civilgerichte zu einer mate- 
riellen Beurteilung seines Anspruches zwingen 
könne. 

61. 

Ein Baugesetz hat das zuständige Ministerium 
ermächtigt, von den durch Gesetz, Verordnung 
oder Ortsbaustatut aufgestellten baupolizeilichen 
Vorschriften in besondern Fällen zu dispensieren, 
sofern die Dispensation weder die Rechte, noch 
erhebliche Interessen Dritter beeinträchtige. Ge- 
mäss dieser Vorschrift ist einem Grundeigentü- 
mer gestattet worden, einen halben Meter über 
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die Baulinie hinauszubauen. Der Nachbar, dem 
dadurch die Aussicht auf das Gebirge verbaut 
würde, legt Rechtsbeschwerde (Klage) beim Ver- 
waltungsgericht ein; er macht geltend, es sei 
kein triftiger Grund zur Erteilung der Dispen- 
sation vorhanden und es würde sein Haus 
durch das Verbauen der Aussicht wesentlich an 
Wert verlieren. Bei derselben Instanz beschwer- 
ten sich auch die Gemeindebehörden ; sie führten 
aus, die Dispensation würde die Durchführung der 
noch nicht beschlossenen, aber doch projektierten 
Verbreiterung der Strasse finanziell wesentlich er- 
schweren. Der Vertreter des zuständigen Ministe- 
riums und der Anwalt des Grundeigentümers hielten 
dem entgegen, weder der Nachbar, noch die Ge- 
meindebehörde seien zur Rechtsbeschwerde(Klage) 
legitimiert. Ueberdies bleibe die Erteilung der 
Dispensation als Akt freien Ermessens der Prüfung 
des Verwaltungsgerichtes entzogen. 

62. 

Ein Hauseigentümer unterliess es beharrlich 
und entgegen der polizeilichen Anordnung, im 
Winter das Trottoir vor seinem Hause zu be- 
streuen. Nachdem alle Mahnungen ohne Erfolg 
geblieben waren, Hess die Polizeibehörde das 
Trottoir durch städtische Arbeiter bestreuen und 
trieb bei dem Hauseigentümer die Kosten im Be- 
trag von Mk. 10 ein. Der Hauseigentümer be- 
zahlte »unter Protest«. Er reichte jedoch als- 
bald gegen die Polizeibehördebeim Civilgericht eine 
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Klage ein, mit der er die Mk. 10 zurückverlangte. 
Er bestritt, zum Bestreuen des Trottoirs verpflich- 
tet zu sein und machte eventuell geltend, das von 
der Polizeibehörde eingeschlagene Verfahren sei 
rechtswidrig, denn man hätte gegen ihn zuerst 
mit Ungehorsamsstrafen vorgehen müssen. Die 
Polizeibehörde beschränkte sich auf die Erklä- 
rung, der Rechtsweg sei unzulässig. 

63. 

Die Polizei forderte den Eigentümer einer 
Liegenschaft auf, den baufälligen Erker, der etwas 
in den Luftraum der öffentlichen Strasse hinein- 
ragte, in stand zu stellen und überdies an der der 
Strasse entgegengesetzten Seite des Gartens die 
Bäumezurückzuschneiden,dieden Amtsräumen des 
städtischen Rathauses Licht und Luft wegnahmen. 
Als der erwähnte Eigentümer seiner Zeit einen 
Teil seiner Liegenschaft der Stadtgemeinde zur 
Errichtung des Rathauses verkauft hatte, war 
von ihm eine »Erklärung« ausgestellt worden, 
worin er sich verpflichtete, die Bäume und Sträu- 
cher an der Grenze seines Gartens nicht über Erd- 
geschosshöhe des zu errichtenden Rathauses hin- 
auswachsen zu lassen. Als der Eigentümer der 
polizeilichen Aufforderung zur Instandhaltung 
des Erkers und zum Zurückschneiden der Bäume 
nicht nachkam, teilte ihm die Polizeibehörde mit, 
sie werde die Reparatur des Erkers durch einen 
Bauunternehmer und das Zurückschneiden der 
Bäume durch einen Gärtner besorgen lassen und 
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sodann die Kosten zwangsweise bei ihm eintrei- 
ben. Sogleich reichte der Eigentümer dem Ci- 
vilgerichte eine Klage ein mit dem Antrag, der 
Richter möge erkennen, der Polizeibehörde stehe 
kein Recht zum Eingriff in sein Eigentum zu. 
Ueberdies verlangte er, das Gericht möge durch 
einstweilige Verfügung jede Veränderung des be- 
stehenden Zustandes verbieten. Die Polizeibe- 
hörde widersetzte sich jedoch dem Versuche, 
die Streitsache durch ein Civilgericht beurteilen 
zu lassen. 

64. 

Der Verkäufer eines Grundstückes verpflich- 
tete sich im Kaufvertrag, dem Käufer den Be- 
trag der Grundsteuern zu ersetzen, die dieser von 
Gesetzes wegen in den nächsten zwei Jahren 
zu entrichten haben werde. Als der Verkäufer 
sein Versprechen nicht hielt, klagte der Käufer 
nach zwei Jahren 500 Mk. vor dem Civilgerichte 
gegen ihn ein. Der Verkäufer anerkannte, 
Mk. 300 zu schulden; die Zahlung des Mehrbe- 
trages dagegen verweigerte er mit der Begründung, 
der Käufer habe sich um 200 Mk. zu viel Grund- 
steuern aufbürden lassen und diesen Betrag aus 
Irrtum gezahlt. Ist der Rechtsweg zulässig? 

65. 

Die Wegepolizeibehörde hat dem Kläger ver- 
boten, einen über sein Grundstück führenden 
öffentlichen Weg zu sperren. Der Kläger reicht 
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beim Civilgerichte gegen die Polizeibehörde Klage 
ein und verlangt, dass die Beklagte die Freiheit 
seines Eigentums anerkenne. Die Polizeibehörde 
behauptet jedoch, der Fall gehöre nicht vor das 
Civilgericht. 

66. 

Bei der Verteilung einer Erbmasse schied 
der Testamentsvollstrecker einem minderjährigen 
bevormundeten Miterben neben andern Gegenstän- 
den einen silbernen Leuchter zu. Nach Abschluss 
der Erbschaftsteilung verlangte jedoch ein andrer 
Erbe von dem Vormund des Mündels den Leuch- 
ter heraus; er behauptete, der Leuchter sei sein 
Eigentum, er habe ihn seinerzeit dem Erblasser 
geliehen, als dieser sich ein gleiches Stück 
anfertigen Hess. Der Vormund bestritt die 
Richtigkeit dieser Behauptung und verweigerte 
die Herausgabe. Infolgedessen beschwerte sich der 
Erbe beim Vormundschaftsgericht. Dieses gab 
ihm Recht, da es des Erben Behauptung als er- 
wiesen betrachtete und befahl demgemäss dem 
Vormund, den Leuchter dem Erben herauszu- 
geben. Der Vormund machte jedoch geltend, 
das Vormundschaftsgericht sei nicht befugt, in 
dieser Sache eine verbindliche Weisung zu er- 
teilen. 

67. 

Der Vater eines Sohnes, der sich das Leben 
genommen hatte, verlangte von der Friedhofver- 
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waltung ein Grab in der normalen Gräberreihe. 
Als ihm dies verweigert wurde, bat er in einer 
Klage die Civilgerichte, »das Recht seines Sohnes 
zu schützen«. 

68. 

Eine Gemeinde hatte sich, mit Genehmigung 
der Staatsbehörde, gegenüber einer Eisenbahn- 
Gesellschaft zu einer Subvention von Mk. 10000 
verpflichtet. Als die Gemeinde mit der Einzah- 
lung der Subventionssumme säumte, beschwerte 
sich die Bahngesellschaft bei der staatlichen Auf- 
sichtsinstanz, und diese verfügte, nachdem sie 
die Einwendungen der Gemeinde angehört halte, 
der ganze Betrag sei zwangsweise in den Voran- 
schlag der Gemeinde einzustellen. Die Gemeinde 
focht bei den zuständigen Behörden diese Ver- 
fügung an mit der Begründung, sie sei erst dann 
zur Zahlung verpflichtet, wenn die Eisenbahnge- 
sellschaft gewisse, vertraglich genauer festgesetzte 
Bedingungen über das Trac6 usw. erfüllt habe. 
Ob diese Bedingungen eingehalten worden seien, 
das zu entscheiden komme nicht der Verwaltungs- 
behörde zu. Ueberdies sei die staatliche Aufsichts- 
instanz unter keinen Umständen befugt, die Ge- 
meinde zur Erfüllung derartiger, freiwillig über- 
nommener Verpflichtungen durch die erwähnte 
Massregel anzuhalten. 

69. 

Die städtischen Kollegien haben beschlossen, 
dem in dem städtischen Wahlkreis in den Land- 
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tag gewählten Abgeordneten aus der Stadtkasse 
bei jeder Einberufung des Landtags Mk. 500 Zu- 
schuss zu gewähren und dadurch den Abgeord- 
neten von der Niederlegung des Abgeordneten- 
mandates abzuhalten. Auf Beschwerde eines 
Bürgers hin hat die staatliche Aufsichtsbehörde 
diesen Beschluss aufgehoben. Die städtischen 
Kollegien betrachten dies jedoch als einen Ein- 
griff in ihre Selbstverwaltung. Sie wünschen, 
dass ein Rechtsgutachten sich darüber ausspreche, 
ob diese Ansicht begründet ist und welche Mittel 
ihnen zur Abwehr des Eingriffes zu Gebote stehen. 

70. 

Ein Schreiner reichte der städtischen Haupt- 
und Steuerkasse eine Rechnung für gelieferte Ar- 
beiten ein im Betrage von Mk. 400. Die Kasse- 
verwaltung anerkannte nur eine Schuld von 
Mk. 300. Schliesslich erklärte der Schreiner, sich 
mit Mk. 350 zu begnügen, wenn die Haupt- und 
Steuerkasse von der Forderung für verfallene 
Gemeindesteuern Mk. 50 streiche, so dass er statt 
Mk. 450 nur Mk. 400 zu zahlen habe und gegenüber 
dieser Summe den Betrag seiner Schreiner-Rech- 
nung aufrechnen dürfe. Die Kasseverwaltung 
willigte ein unier der Voraussetzung, dass der 
Schreiner den Restbetrag von Mk. 50 unverzüg- 
lich bar bezahle. Der Schreiner erfüllte diese Be- 
dingung. Bei der Prüfung der Gemeinderech- 
nungen wurde dieses Verfahren jedoch beanstandet. 
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